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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/1013: Und die Mauern stürzten ein (Mumia Abu-Jamal)

Kolumne 998

Und die Mauern stürzten ein

Nachruf auf Marpessa Kupendua, in der Black Community der USA als Sister
Marpessa bekannt und legendär als Kämpferin für Leben und Freiheit der
politischen Gefangenen

von Mumia Abu-Jamal, März 2020



In den traditionellen afrikanischen Gesellschaften war der »Griot« jemand,
der die Geschichte des Stammes im Gedächtnis behielt und als Erzähler oder
Sänger mündlich überlieferte. Er gab weiter, was es Wissenswertes über
Könige, Kriege und herausragende Ereignisse zu berichten gab, die sein Volk
als Gemeinschaft, Nation oder Stamm auszeichneten.

Vor einigen Wochen ist die Frau, die sich in der schwarzen Gemeinde als
»Sister Marpessa« einen Namen gemacht hat, in die Welt der Wesen
zurückgekehrt, nachdem sie jahrzehntelang hart als Griot für den »Black
Tribe«, den Stamm der Schwarzen in den USA gearbeitet hatte.

Sister Marpessa lebte in einer Kleinstadt im Bundesstaat Delaware an der
Ostküste der USA. Ihre Arbeit war Schreiben, vor allem über die
Freiheitskämpfe der Schwarzen. Sie hatte schon über Gefängnisse und
Gefangene geschrieben, lange bevor die Masseninhaftierungen zu einer
»Sache« wurden, zum Thema schlechthin.

Seit den 1990er Jahren veröffentlichte sie zusammen mit einer kleinen
Gemeinschaft kämpferischer Schwestern im Internet Artikel über die ihnen
wichtigen Themen. Sister Marpessas Liebe zu allen Schwarzen floss durch
ihre Fingerspitzen in Stifte und Tasten, wenn sie über ihre eigenen
Einsichten schrieb, und in Artikel und Kolumnen über aktive Brüder und
Schwestern in Delaware, das Gefangenenkollektiv der »Move 9« und über mich.

Dass ihr die Sache der politischen Gefangenen besonders am Herzen lag,
wurde deutlich, als sie am 21. Januar 1998 unter der Überschrift »Was ist
Jericho 98?« einen Artikel schrieb, aus dem das folgende Zitat stammt:

»Die Vision des Projekts 'Jericho '98' leitet sich von jenem alten
Spiritual ab, in dem der erste Vers lautet: 'Josua schlug die Schlacht von
Jericho, Jericho, Jericho / Josua schlug die Schlacht von Jericho / und die
Mauern stürzten polternd ein.' Seit eh und je leugnet die Regierung der
Vereinigten Staaten die Existenz von politischen Gefangenen in diesem Land.
Wir sind davon überzeugt, dass eine in den nächsten vierzehn Monaten
erfolgende konzertierte und organisierte Anstrengung dafür sorgen wird,
dass die Vereinigten Staaten die Existenz der eingesperrten Brüder und
Schwestern nicht länger leugnen können. Wir werden die Voraussetzungen
dafür schaffen, Amnestie und Freiheit für alle politischen Gefangenen
durchzusetzen. Sie schmore seit Jahrzehnten in US-Gefängnissen, während wir
nur ineffektive und schlecht organisierte Kampagnen zur Erlangung ihrer
Freiheit auf die Beine stellten. Es ist deshalb an der Zeit, zu diesem
Thema endlich eine Kampagne von internationaler Bedeutung zu schmieden.
(...) Wir werden in Kirchen, Schulen, Kneipen und Versammlungen darüber
informieren, dass es in diesem Land politische Gefangene gibt. Auf
Podiumsdiskussionen, mit Plakaten, Buttons und Broschüren werden wir das
Thema ansprechen und für das Frühjahr 98 den Marsch auf das Weiße Haus
organisieren.«

Wir hatten alle das Glück, Sister Marpessa auf unserer Seite, der Seite der
Freiheit zu haben. Vor einigen Jahren hat eine Gruppe von Unterstützern sie
in ihrem kleinen Haus in Delaware aufgesucht und ihr eine Auszeichnung in
Form des afrikanischen Kontinents überreicht. Auf der Vorderseite waren die
Worte eingraviert: »Wir lieben dich, wir respektieren dich«.

Jeder Stamm braucht einen Griot wie Sister Marpessa, denn Griots sind das
kollektive Gedächtnis des Volkes. Marpessa Kupendua, Frau von Jahfree,
Mutter von vielen, ist an den Ursprung zurückgekehrt. Wir lieben und
respektieren sie.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 52 vom 2. März 2020

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. März 2020 
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8917: Und morgen, den 09. März 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 09.03.2020 bis zum 10.03.2020 +++






[image: Jean-Luc 8917 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Jean-Luc Frosch überlegt sich rasch,

dieses Wetter nicht zu deuten,

denn als Dauerwechselwischwasch

hört er viele Glocken läuten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9338: Aus aller Welt - 08.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Trump gönnt sich einen neuen Stabschef

Der republikanische Kongreßabgeordnete Mark Meadows wird neuer
Stabschef im Weißen Haus. Der Abgeordnete aus North Carolina gilt als
treuer Verbündeter von Präsident Donald Trump. Der bisherige
geschäftsführende Stabschef Mick Mulvaney hatte durch Aussagen in der
Ukraine-Affäre Trump zeitweise in Erklärungsnot gebracht. Er soll nun
Sondergesandter für Nordirland werden. Meadows ist bereits der vierte
Stabschef seit Amtsantritt des Präsidenten im Januar 2017.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9338: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffneter Überfall auf Aldi-Markt

Am Samstagabend überfiel ein bewaffneter Mann eine Aldi-Filiale im
nordrhein-westfälischen Hagen-Boele. Er bedrohte eine Kassiererin mit
einer Pistole und forderte die Herausgabe von Bargeld. Anschließend
verließ der Täter mit seiner Beute den Markt und flüchtete zu Fuß
über den Parkplatz. Danach verliert sich seine Spur. Die
eingeleiteten Fahndungsmaßnahmen verliefen erfolglos.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9335: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Britische Kampfjets begleiten russische Militärflugzeuge

Zwei britische Mehrzweckkampfjets vom Typ "Typhoon" haben bei einem
Abfangeinsatz am Samstag zwei Langstrecken-U-Boot-Jäger des Typs
Tupolew Tu-142 der russischen Marine über der Nordsee eskortiert.
Dies war eine routinemäßige Reaktion auf russische Flugzeuge, die
sich der britischen Interessenszone näherten, teilte der
Pressedienst der Royal Air Force (RAF) auf Twitter mit. Demnach waren
die Maschinen von den Luftwaffenstützpunkten Lossiemouth in
Schottland und Coningsby in Lincolnshire gestartet. Die RAF überwacht
ständig Flüge russischer Flugzeuge in der Nähe von Großbritannien.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9337: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Regierung will Unternehmenskriminalität härter bestrafen

Union und SPD haben sich auf eine Verschärfung des
Wirtschaftsstrafrechts verständigt. Wurden aus einem Unternehmen
heraus Straftaten begangen, sollen diese künftig mit Bußgeldern von
bis zu zehn Prozent des Jahresumsatzes geahndet werden. Das bisherige
Strafmaß lag bei rund zehn Millionen Euro. Über den Gesetzentwurf
sollen nun die Länder und Verbände beraten. Danach wird das
Regelwerk dem Bundeskabinett zur Abstimmung vorgelegt.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9335: Tragisches und Kurioses - 08.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Quarantäne-Unterkunft in China eingestürzt

In der chinesischen Küstenstadt Quanzhou in der südöstlichen Provinz
Fujian ist am Samstag ein wegen der Coronavirus-Epidemie als
Quarantäne-Unterkunft genutztes Hotel eingestürzt. Mindestens zehn
Menschen kamen ums Leben. Rettungskräfte konnten bisher 42 Menschen
lebend aus den Trümmern bergen. Mehr als 20 sind noch eingeschlossen.
Die Rettungsarbeiten mit Hunderten Einsatzkräften gingen auch am
Sonntag weiter.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8420: Aus Forschung und Technik - 08.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Indien verschiebt Satellitenstart

Indiens Raumfahrtbehörde ISRO hat den Start des hochauflösenden
Erdbeobachtungssatelliten Gisat-1 wegen technischer Probleme auf
unbestimmte Zeit verschoben. Eine Trägerrakete mit dem Satelliten an
Bord sollte am Donnerstag vom Satish Dhawan Space Centre auf der
Insel Sriharikota an der Ostküste Indiens abheben. Gisat-1 wurde
konstruiert, um Informationen über Veränderungen im Ökosystem des
indischen Subkontinents und der Küstengewässer zu sammeln.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8434: Aus aller Welt - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Libanon kann Staatsanleihen nicht auslösen

Der Libanon muß an diesem Montag eine Anleihe über umgerechnet 1,2
Milliarden Dollar bedienen, ist dazu aber nicht imstande. Das
erklärte Ministerpräsident Hassan Diab am Vortag in einer
Fernsehansprache. Demnach wird sich seine Regierung um eine
Umstrukturierung der Staatsschulden bemühen. Vor dem Fernsehauftritt
hatte sich Diab mit dem Präsidenten, dem Parlamentspräsidenten, dem
Zentralbankgouverneur und dem Leiter des Bankenverbandes über die
finanzielle Situation des Landes beraten. Dessen Schulden von
umgerechnet 77 Milliarden Euro entsprechen rund 170 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes. Für die Zinsen muß der Libanon rund 40
Prozent des Staatshaushalts aufbringen, wie die Ratingagentur
Standard and Poor's meldete.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8389: Medizin und Gesundheitswesen - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Neues Sterbehilfegesetz noch in dieser Legislaturperiode

Nachdem das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) das Gesetz zur
Sterbehilfe gekippt hat, will sich Bundesjustizministerin Christine
Lambrecht (SPD) schnellstmöglich daran setzen, einen neuen Entwurf
zur Abstimmung im Bundestag vorzulegen. Dies soll laut Deutschem
Ärzteblatt noch vor der nächsten Bundestagswahl geschehen. Lambrecht
sprach sich dafür aus, über die gesetzliche Regelung zum Thema
Suizidhilfe frei von Fraktionsdisziplin als Gewissensentscheidung
abzustimmen. Alte und pflegebedürftige Menschen haben ein Recht auf
Pflege, Begleitung und Zuwendung. Allerdings dürfen sie keinesfalls
das Gefühl haben, daß sie ab einer gewissen Pflegebedürftigkeit die
Suizidhilfe in Anspruch nehmen müssen. Auf keinen Fall darf, so
Lambrecht, der assistierte Suizid zur gesellschaftlichen Normalität
werden.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8422: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutscher Zöllner stoppen Transport von Gesichtsmasken in die Schweiz

Die Bundesregierung hat Mitte letzter Woche ein Ausfuhrverbot für
medizinische Schutzausrüstungen erlassen. Davon betroffen sind
offenbar auch Lieferungen, welche die Schweiz auf dem Weg über
Deutschland aus China bekommt. Zöllner haben an der Grenze den
Transport eines Schweizer Unternehmens aufgehalten. Der Lastwagen hat
240.000 Gesichtsmasken geladen, wie die Neue Zürcher Zeitung am
Sonntag berichtete. Aus Protest gegen den Stopp der Lieferung hat das
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) in Bern den deutschen
Botschafter vorgeladen. Er wurde mit Nachdruck aufgefordert, die
blockierten Sendungen umgehend freizugeben. In der Schweiz wird kaum
medizinisches Verbrauchsmaterial wie Schutzbrillen, Atemschutzmasken,
Schutzkittel, Schutzanzüge und Handschuhe produziert.

8. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8344: Sprache, Kunst und Medium - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Lit.Cologne will es riskieren

Anders als die Leipziger Buchmesse, die vom 12. bis 15 März
veranstaltet, aber wegen der Coronavirusverbreitung abgesagt wurde,
soll am Dienstag am Rhein die zwölftägige Lit.Cologne beginnen.

Wie Festivalleiter Osnowski gegenüber der dpa erklärte, seien die
Veranstaltungen überhaupt nicht zu vergleichen, da die Dienstag
beginnenden Lesungen, Diskussionen und Präsentationen viel kleiner und
verteilter sind. Schließlich würden Theater-, Konzert, Kino- und
Sportereignisse auch nicht in jedem Fall abgesagt, sondern tausendfach
überall im Land stattfinden.

Allerdings werden bei der Lit.Cologne auf Wunsch einzelner Autoren und
Autorinnen deren Beiträge verschoben beziehungsweise aus dem Programm
genommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8411: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



US-Luftwaffe tötete Milizenkommandeur in Somalia

In Somalia hat die US-Luftwaffe am 22. Februar den führenden
Kommandeur Bashir Mohamed Qorgab von der islamistischen
al-Shabab-Miliz getötet. Das berichteten jetzt erst lokale Medien
unter Berufung auf die Familie Qorgabs. Die USA hatten zuvor für
Hinweise auf den Aufenthaltsort des Milizionärs ein Kopfgeld von fünf
Millionen US-Dollar ausgesetzt. Al-Shabab steht Al-Kaida nahe. Die
Milizen kontrollieren einen großen Teil des Südens und des Zentrums
von Somalia. Außerdem verübt al-Shabab in Kenia Anschläge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8425: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Paritätsgesetz in Thüringen soll bis nach der Wahl ausgesetzt werden

Seit Januar müssen die Parteien in Thüringen ihre Listen für die
Landtagswahl paritätisch mit Männern und Frauen besetzen. Bei
Verstößen gegen die Regelung werden sie unter Umständen nicht zur
Wahl zugelassen, oder ihre Liste wird auf den Teil beschränkt, der
paritätisch besetzt ist. Für die Oppositionsparteien FDP und AfD ist
das Paritätsgesetz besonders problematisch. Bei der Landtagswahl im
Herbst hatte die AfD unter 35 Listenkandidaten fünf Frauen nominiert.
Die FDP-Liste hatte rund ein Drittel Kandidatinnen aufgestellt. Am
22. Januar beantragte die FDP-Fraktion eine Rücknahme des
Paritätsgesetzes. Zwei Tage später klagte die AfD gegen das Gesetz
beim Landesverfassungsgericht. Das Verfahren könnte die für April
2021 von Ministerpräsident Ramelow (Die Linke) geplanten Neuwahlen
blockieren. Der Thüringer Allgemeinen sagte Ramelow, die
rot-rot-grüne Koalition wolle deswegen das Inkrafttreten ihres
Paritätsgesetzes bis nach der nächsten Landtagswahl aussetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8394: Tragisches und Kurioses - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Gefahrloses Wandern im Wald ist zuviel verlangt

Wer im Wald wandert, tut das auf eigene Gefahr. Das gilt auch für
offizielle Wanderwege. Mit dem Entscheid wies das Landgericht in
Magdeburg die Schmerzensgeldklage eines Mannes zurück, der im Sommer
2018 auf dem Harzer Hexenstieg bei Thale von einem umstürzenden Baum
getroffen und schwer verletzt worden war. Seitdem ist der Kläger
gelähmt. Von der Gemeinde wollte er ein Schmerzensgeld in Höhe von
mindestens 200.000 Euro einklagen. Nach seiner Darstellung war der
Baum sichtbar abgestorben und hätte gefällt werden müssen.

Laut MDR Sachsen-Anhalt sahen die Richter der 10. Zivilkammer in
Magdeburg das anders. Danach müssen Wanderer in Wäldern grundsätzlich
mit den dort typischen Gefahren rechnen. Besucher könnten nicht
erwarten, daß sämtliche Gefahren ausgeschlossen werden. Sonst müßten
die Verantwortlichen den Zutritt für die Öffentlichkeit sperren.

Noch ist die Entscheidung allerdings nicht rechtskräftig. Berufung
beim Oberlandesgericht ist noch möglich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8423: Arbeit, Soziales und Familie - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Demonstration für Aufnahme von Flüchtlingen in Hamburg

In Hamburg haben am Samstag mehrere tausend Menschen unter dem Motto
"Grenzen auf - Leben retten, Hamburg hat Platz - humanitäre Aufnahme
jetzt!" für die Aufnahme von Flüchtlingen und Migranten aus dem
Niemandsland an der griechisch-türkischen Grenze demonstriert. An der
Kundgebung beteiligten sich nach Angaben der Organisatoren 5000
Menschen. Dazu hatten die Initiative Seebrücke Hamburg, Parteien,
kirchliche Organisationen, der Flüchtlingsrat, der AStA der Hamburger
Uni sowie weitere soziale und humanitäre Einrichtungen aufgerufen.
Sie forderten auch die Auflösung der Lager auf den griechischen
Inseln und verweisen auf die ungenutzten Unterkünfte in der
Hansestadt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8400: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Lager für Atommüll in Höxter geplant

Auch wenn Deutschland aus der Atomenergie ausgestiegen ist, fallen
noch immer radioaktive Abfälle an, die entsorgt werden müssen. Daher
soll dpa zufolge auf dem Gelände des früheren AKW Würgassen südlich
von Höxter ein zentrales Lager für Atommüll entstehen. Geplant ist,
daß Behälter mit schwach- und mittelradioaktiven Abfällen aus
dezentralen Zwischenlagern in eine oberirdische Stahlbetonhalle
gebracht werden, wo sie gesammelt, sortiert und so zusammengestellt
werden, daß sie schnellstmöglich ins Endlager Konrad nach Salzgitter
gebracht werden können. Nach Auskunft der Bundesgesellschaft für
Zwischenlagerung (BGZ) soll dort ab 2027 schwach- und
mittelradioaktiver Atommüll endgelagert werden. Gegen das Vorhaben
gibt es seit Jahren Proteste.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8411: Märkte und Finanzen - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



1&1 und Breko wollen Glasfasernetz für 5G ausbauen

Die United-Internet-Tochter 1&1 Versatel und der Bundesverband
Breitbandkommunikation (Breko) haben nach eigenen Angaben vom Sonntag
eine Kooperation beim Ausbau von Glasfasernetzen vereinbart. Diese
sind erforderlich, um die Basisstationen für den Mobilfunkstandard 5G
zu verbinden und dessen Kapazitäten auszuschöpfen. Über die Zusammenarbeit
wollen 1&1 Versatel und Breko das 5G-Netz bereits in der ersten
Anlaufphase nicht nur in Ballungsräumen, sondern auch in bisher
unterversorgten Gebieten zur Verfügung stellen. Der Netzausbau wird
sich jedoch einige Jahre hinziehen. Solange wird 1&1 in einigen
Regionen auf Netze der Konkurrenz angewiesen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8423: Aus Forschung und Technik - 08.03.2020 (SB)




VOM TAGE



AMD-Prozessoren ebenfalls mit Sicherheitslücken

Früher galten Intel-Prozessoren als der Standard, an dem kein Weg
vorbeiführte. Doch Konkurrenten wie AMD machten sich bald auf den
Weg, Intels Alleinstellung null und nichtig zu machen. Offenbar
gelang ihnen das mit allen Vor- und Nachteilen. So wollen Forscher
der Universitäten Graz und Rennes zwei Sicherheitslücken in
AMD-Prozessoren entdeckt haben. Betroffen sind praktisch alle
AMD-CPUs seit 2011 bis hin zu aktuellen CPUs aus dem Jahr 2019. Laut
AMD soll es sich hierbei um keine neuen Sicherheitslücken handeln und
Nutzer nicht gefährdet sein. Nach einer Meldung von golem.de soll AMD
bereits im August 2019 informiert worden sein. Trotzdem hat das
Unternehmen bisher kein Microcode-Update ausgeliefert, um die
Prozessorlücken zu schließen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/2006: Regierungspressekonferenz vom 6. März 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 6. März 2020

Regierungspressekonferenz vom 6. März 2020

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Deutsch-Griechisches
Wirtschaftsforum, Gespräch mit dem Ministerpräsidenten Griechenlands,
Kabinettssitzung, Festveranstaltung "Wissenschaftsabend", Empfang des
portugiesischen Premierministers, Treffen mit den Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Länder), Lage an der türkisch-griechischen Grenze, Lage
in Syrien, Coronavirus, Abkommen zwischen den USA und den Taliban in
Afghanistan


Sprecher: StS Seibert, Alter (BMI), Breul (AA), Nauber (BMG), Keitel
(BMJV), Einhorn (BMWi), Schneider (BMAS), Kuhn (BMF), Collatz (BMVg)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, guten Tag! Die öffentlichen Termine
der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche:

Am Montag, den 9. März, um 14.15 Uhr beginnt das Deutsch-Griechische
Wirtschaftsforum hier in Berlin. Veranstalter sind die Deutsch-Griechische
Industrie- und Handelskammer und der Deutsche Industrie- und
Handelskammertag. Es findet im Haus der Deutschen Wirtschaft statt. Die
Bundeskanzlerin wird dort um 14.15 Uhr eine Rede halten. Auch der
griechische Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis wird dort eine Rede
halten. Da der griechische Ministerpräsident an diesem Wirtschaftsforum
teilnimmt, wird es auch zu einem bilateralen Gespräch mit der
Bundeskanzlerin kommen. Die Veranstaltung ist presseöffentlich. Die Frist
für die Akkreditierung ist allerdings schon gestern abgelaufen. Aber Sie
haben das sicher schon auf anderem Wege im Blick gehabt.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr tagt das Bundeskabinett, wie immer unter Leitung
der Bundeskanzlerin.

Um 18 Uhr am Mittwoch nimmt sie in der nordrhein-westfälischen
Landesvertretung hier in Berlin an der Festveranstaltung
"Wissenschaftsabend" teil. Sie wird dort die Festrede halten. Die
Veranstaltung steht im Zeichen des 150-jährigen Jubiläums der
Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen. Die RWTH ist mit 45
000 Studentinnen und Studenten die größte Universität für technische
Studiengänge in Deutschland. Sie wird seit 2019 auch als
Exzellenzuniversität gefördert. Sie wird da also gefeiert.

Ebenfalls am Mittwochabend kommt der Premierminister von Portugal, António
Costa, zu einem Abendessen ins Kanzleramt. Vorher, um 19.30 Uhr, gibt es
ein gemeinsames Pressestatement. Zur Erinnerung: Portugal übernimmt nach
uns, also ab dem 1. Januar 2021, die EU-Ratspräsidentschaft.

Am Donnerstag, den 12. März, ist ab 15 Uhr im Bundeskanzleramt die
Begegnung der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Bundesländer. Thema dieser Sonderbesprechung wird die
Umsetzung der Energiewende sein. Es geht konkret darum, wie das Ziel von 65
% bei den erneuerbaren Energien bis 2030 erreicht werden kann. Dabei
spielen, wie Sie wissen und wie wir hier immer wieder vortragen, mehrere
Faktoren eine Rolle: Versorgungssicherheit, die gewährleistet sein muss,
Strompreise, die bezahlbar bleiben müssen, und die Netzoptimierungen, der
Netzausbau, die derzeit vorgenommen werden. Natürlich müssen und sollen die
erneuerbaren Energien ihren Beitrag zu den Klimazielen leisten.

Zur Vorbesprechung dieses Treffens mit den Ministerpräsidenten gab es am 5.
März, also gestern, ein Treffen des Chefs des Bundeskanzleramts mit den
Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien. Dabei ging es in
Vorbereitung genau um diese Fragen.

Im Anschluss an die Ministerpräsidentenbegegnung mit der Kanzlerin gibt es
eine Pressekonferenz.

Das sind die öffentlichen Termine.

Frage: Herr Seibert, ich habe zwei Fragen, erstens was das Treffen der
Bundeskanzlerin mit dem griechischen Ministerpräsidenten betrifft. Was ist
auf der Ebene der Wirtschaft zu erwarten? Ich spreche jetzt von deutschen
Investitionen in Griechenland; denn das ist ja eigentlich das Ziel dieses
Forums.

Die zweite Frage betrifft das bilaterale Treffen der beiden. Inwieweit wird
da das Thema Flüchtlingskrise besprochen werden? In Griechenland und in
Regierungskreisen in Athen herrscht eine Unzufriedenheit mit der
Bundeskanzlerin, weil sie sich nicht scharf genug gegen das Vorgehen des
türkischen Präsidenten und zu seiner Verantwortung für die Krise an der
griechisch-türkischen Grenze geäußert hat.

StS Seibert: Zu der ersten Frage: Ja, das Deutsch-Griechische
Wirtschaftsforum dient natürlich der Vertiefung der gegenseitlichen
wirtschaftlichen Beziehungen und der Vertiefung und Intensivierung des
Handels. Ich kann hier keine konkreten Zahlen für deutsche Unternehmen
nennen. Da würde ich Sie bitten, sich vielleicht auch mit dem Ausrichter,
dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag, in Verbindung zu setzen, mit
welchen möglichen Ergebnissen er bei diesem Forum rechnet.

Zu der anderen Frage: Natürlich ist es absehbar, dass bei dem Treffen der
Bundeskanzlerin mit Ministerpräsident Mitsotakis die Situation entlang der
griechischen Land- und Seegrenzen eine wichtige Rolle spielen wird, die
aktuelle Lage dort.

Im Übrigen kann ich darauf verweisen, dass sich die Bundeskanzlerin sehr
deutlich zu dem Vorgehen des türkischen Präsidenten geäußert hat. Sie hat
auch kritisiert, dass er die Migranten und Flüchtlinge in eine Sackgasse
geschickt hat, die für sie eine sehr schwierige humanitäre Situation an der
Grenze, die für sie geschlossen ist, bedeutet.

Sie hat allerdings auch darauf verwiesen, dass die Türkei durch die
Situation im noch immer andauernden syrischen Krieg und durch die Tatsache,
dass sie bereits 3,5 bis 4 Millionen Flüchtlinge und Migranten bei sich
beherbergt, eine große Last zu tragen und dadurch natürlich auch
berechtigte Erwartungen an Europa hat.

Zusatzfrage: Es gibt einen Vergleich zu dem französischen Präsidenten, wie
scharf er das Vorgehen des türkischen Präsidenten verurteilt hat. Sehen Sie
da einen Unterschied, oder finden Sie das im Hinblick auf die aktuelle
Situation, die an der griechisch-türkischen Grenze herrscht, scharf genug?

StS Seibert: Ich habe hier nicht die Äußerungen des französischen
Präsidenten, die mir im Übrigen auch gar nicht genau vorliegen, zu
kommentieren. Die Bundeskanzlerin hat für die Bundesregierung gesagt - das
haben auch andere Vertreter der Bundesregierung getan -, was von der
Situation, in die die Flüchtlinge durch türkisches Handeln gebracht worden
sind, zu halten ist.

Gleichzeitig hat sie gesagt, dass wir weiter ein großes Interesse daran
haben, an dem EU-Türkei-Abkommen festzuhalten, dass wir das von
europäischer Seite auch tun, dass wir erwarten, dass dies auch von
türkischer Seite getan wird, und dass Interesse beider Seiten an der
Fortsetzung der migrationspolitischen Zusammenarbeit, wie das Abkommen sie
festlegt, besteht.

Frage: Herr Seibert, ich möchte zu der griechischen Seite und den Zuständen
an der Grenze beziehungsweise auf den Inseln kommen. Artikel 3 der
Europäischen Menschenrechtskonvention sowie der Genfer
Flüchtlingskonvention besagen, dass es ein Verbot der Zurückweisung
Schutzsuchender gibt. An dieses Verbot wird sich an der griechischen Grenze
von europäischen Beamten offenbar nicht mehr gehalten. Außerdem wird gegen
EU-Asylverfahrensrichtlinien, die den Zugang zu einem rechtsstaatlichen
Asylverfahren regeln, verstoßen. Was sagt die Bundesregierung dazu?

Herr Alter, könnten Sie als BMI uns sagen, wie viele deutsche Beamte an der
Grenze aktuell arbeiten, ob diese die illegalen Anweisungen von
griechischer Seite übernehmen und ob sie dem Folge leisten oder nicht Folge
leisten?

StS Seibert: Die Hüterin der europäischen Verträge, die für uns alle
gelten, ist die Europäische Kommission. Ich kann hier - dafür bitte im um
Verständnis - aus der Entfernung nicht in die juristische Exegese
einsteigen. Die Kommission ist Hüterin der Verträge und hat sich zu
einzelnen Fragen in dem Zusammenhang auch schon geäußert.

Zusatzfrage: Dazu nicht. Darum frage ich Sie, Herr Seibert.

StS Seibert: Ich habe gesagt: Die Hüterin die Verträge ist die Kommission.

Zusatzfrage: Das heißt, wenn von europäischer Seite gegen Menschenrechte
verstoßen wird, dann sagt die Bundesregierung: Das ist nicht unser Bier,
weil die EU-Kommission das zu sagen hat. Wenn die nichts sagt, ist das
unser Pech. - Verstehe ich Sie da richtig?

StS Seibert: Nein. Wir alle sind in Europa vereint unter dem Rechtsrahmen,
den die europäischen Verträge uns setzen. Aber die Hüterin der Verträge,
die Situationen beurteilt und die mit Staaten in den Dialog tritt, wenn es
Zweifel gibt, ist die Europäische Kommission.

Alter: Wir haben Kenntnis davon, dass die griechische Regierung über
Frontex eine Personalanforderung gestellt hat. Im Rahmen dieser
Personalanforderung für den Einsatz an der griechisch-türkischen Landgrenze
wird Deutschland nach jetzigem Kenntnisstand elf Beamte in den Einsatz
entsenden und zur Verfügung stellen. Dieser Einsatz steht bevor und hat zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht begonnen.

Zusatzfrage: Wenn die Beamten die Anweisung bekommen, gegen EU-Recht, gegen
die EU-Menschenrechtskonvention zu verstoßen, werden die diese einhalten?

Alter: Im Rahmen von Auslandseinsätzen, so auch im Rahmen einer etwaigen
Frontex-Operation, die hier bevorsteht, werden die Beamtinnen und Beamten
aus anderen Ländern sozusagen in die griechischen Behörden eingegliedert.
Das, was sie dort tun, tun sie nach griechischem Recht unter Leitung
griechischer Behörden.

Breul: Ich möchte noch ganz kurz etwas dazu sagen, weil Sie, Herr Kollege,
in Ihrer Frage schon wieder alle möglichen rechtlichen Bewertungen
vorgenommen haben, die man, denke ich, zu diesem Zeitpunkt so nicht
vornehmen kann.

Ich möchte insbesondere darauf verweisen, dass das sogenannte
Refoulement-Verbot, das Sie angeführt haben, für die Gebiete gilt, in denen
ein Konflikt herrscht, also dass, wenn jemand aus einem Konfliktgebiet
flieht, er nicht an der Grenze zurückgewiesen werden kann. Das scheint mir
jetzt bedingt einschlägig bei der türkisch-griechischen Grenze. Das sind
Dinge, die man sich genau anschauen und genau bewerten muss. Dazu gibt es
auch Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, der
dazu ein Urteil im Fall von Spanien gefällt hat. Sie können sich das
vielleicht einmal gucken und sich dann eine Meinung bilden. Ich glaube, so
einfach, wie Sie das darstellen, ist es nicht.

Selbstverständlich gelten das Europarecht und auch die völkerrechtlichen
Verpflichtungen, die wir haben. Wir unterstützen Griechenland dabei, diesen
Verpflichtungen auch nachzukommen; das steht außer Frage. Das Recht ist
nicht außer Kraft gesetzt. Diesem Eindruck möchte ich eindeutig
entgegentreten.

Frage: Ich war dort in dem Gebiet und würde gerne kurz schildern, was ich
gesehen habe. Im griechischen Grenzgebiet finden direkte Zurückweisungen
von Menschen statt, die auf griechischem Boden festgenommen wurden. Ich
habe gesehen, wie Menschen in Kleinen Transportern ohne Kennzeichen, ohne
Nummernschilder abgeführt wurden, und zwar von Menschen, bei denen nicht
erkenntlich ist, woher sie kommen. Inwiefern haben die deutsche
Bundesregierung und auch die deutsche Bundespolizei Kenntnisse über solche
Fahrzeuge, die auf dem Gelände einer griechischen Polizeiwache positioniert
sind?

Alter: Uns liegen über die Schilderungen, die Sie gerade vorgenommen haben,
keine eigenen Erkenntnisse vor. Der Bundesinnenminister hat in dieser Woche
noch einmal gesagt: Wir haben es mit einer Gesamtsituation zu tun, die sehr
stark von zum Teil auch sehr stark abweichenden Informationen geprägt ist. -
 Wir wollen an dieser Stelle keine Ferndiagnosen vornehmen. Zu dieser
konkreten Schilderung haben wir keine eigenen Informationen.

Zusatzfrage: Das ist interessant; denn am Mittwoch, den 4. März, habe ich
ein Auto der Bundespolizei mit deutschem Kennzeichen auf diesem Gelände
gesehen, gemeinsam mit einem Kollegen, einem Fotoreporter. Dieses Auto der
Bundespolizei war auf dem Gelände geparkt, auf dem die Vans stationiert
sind. Wie können Sie sagen, Sie haben keine Kenntnis darüber, was dort
passiert?

Alter: Wir haben an dieser Stelle schon einmal gesagt: Es ist ja nicht so,
als sei die Bundespolizei in Griechenland überhaupt nicht präsent. Es gibt
bereits verschiedene Frontex-Operationen und auch andere Einsatzformen in
Griechenland. Insgesamt sind derzeit rund 60 deutsche Beamte im Einsatz.
Insofern ist es durchaus möglich, dass sozusagen ein Austausch stattfindet.
Ich will nicht ausschließen, dass auch ein Auto der Bundespolizei an einer
dieser Grenzstationen aufgetaucht ist. Jedenfalls ist mir kein Bericht
bekannt - das müsste man noch nachbereiten; das werde ich dann
gegebenenfalls nachliefern -, nach dem eine solche Situation, wie Sie sie
gerade beschrieben haben, uns gegenüber berichtet worden wäre.

Zusatzfrage: Ich bitte darum. Ich stelle die Frage vielleicht noch ein
bisschen präziser: Was für Erkenntnisse haben Sie über das Vorgehen der
griechischen Behörden, was diese Vans angeht? Denn die Vorwürfe wiegen hier
extrem schwer, auch gegenüber der Bundespolizei. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass sie nicht weiß, was dort passiert. - Vielen Dank.

Alter: Ich liefere das, was ich nachliefern kann, gerne nach.

Noch einmal: Wir haben ganz unterschiedliche Informationsquellen. Es gibt
Medienberichte, die teilweise sehr widersprüchlich sind. Wir sind
ausgesprochen vorsichtig, auf dieser Grundlage Bewertungen vorzunehmen. Das
ist in vielen Fällen überhaupt nicht möglich.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert, quasi eine Nachfrage zu der
Frage vom Herrn Kollegen. Sie haben mit Blick auf die Wahrung von Gesetzen
auf die Europäische Kommission verwiesen. Nun haben wir ja aber auch eine
deutsche Bundeskanzlerin, die jenseits juristischer Bewertungen Position
beziehen kann und könnte mit Blick auf das, was sich dort in Griechenland
oder an der griechisch-türkischen Grenze tagtäglich immer mehr zuspitzt.
Wie ist dazu die Position, die Stellungnahme der Bundeskanzlerin?

StS Seibert: Um es noch einmal klarzumachen: Die europäischen Gesetze
gelten für alle. Es gibt die Notwendigkeit - das hat der Kollege des
Auswärtigen Amtes gerade gesagt -, europäisches Recht einzuhalten. Ich habe
auf die Kommission als diejenige Institution verwiesen, die überprüft, ob
das geschieht, und die da, wo es Fragen, Zweifel und Anmerkungen gibt, mit
dem einzelnen Mitgliedstaat in Kontakt tritt. Das ist keine bilaterale
Angelegenheit.

Die Bundeskanzlerin hat sich sehr deutlich zu der extrem schwierigen
humanitären Situation geäußert, in die Flüchtlinge auf der türkischen Seite
der Grenze durch staatliche türkische Maßnahmen geraten sind - geschickt
wurden, muss man sagen. Dies hat sie sehr kritisch getan. Sie hat genauso -
da sind wir auf einer Linie mit den europäischen Institutionen - die
Solidarität mit Griechenland erklärt, das ja auch in eine sehr schwierige
Situation gebracht worden ist. Es ist gut, dass die europäischen
Institutionen Sofortmaßnahmen zur Unterstützung Griechenlands eingeleitet
haben - das unterstützen wir ausdrücklich -: die Unterstützung über den
Katastrophenschutzmechanismus, die Bereitstellung von medizinischer
Ausrüstung, Unterkünften, Zelten, Decken usw. Die finanzielle Hilfe, die
mobilisiert wurde, ist richtig.

Die Situation, die sich dort jetzt ergeben hat, hat mehrere Aspekte. Das
ist der humanitäre Aspekt. Das ist der Aspekt der griechischen Seite, die
eine extrem schwierige Situation an ihren Land- und Seegrenzen hat. Und das
ist der Aspekt, dass die Türkei durch die enorme Belastung, die sie durch
die Beherbergung von 3,5 bis 4 Millionen Flüchtlingen im eigenen Land
trägt, und durch die zusätzlichen Sorgen, die sie durch die Situation in
Idlib hat - darauf kommen wir thematisch vielleicht noch -, die Erwartung
an Europa hat, bei diesen Belastungen unterstützt zu werden.

Frage: An der griechisch-türkischen Grenze gibt es offenbar auch Übergriffe
von wohl rechtsextremen Gruppen auf Journalisten und auf NGO-Mitarbeiter.
Auch Ärzte ohne Grenzen hat das beklagt. Inwieweit hat die Bundesregierung
Kenntnis darüber, dass dort solche möglicherweise selbst ernannten
Grenzschützer, rechtsextreme Gruppen unterwegs sind, die andere angreifen
und die auch die Pressefreiheit stark gefährden? Wie stark besorgt Sie das?

StS Seibert: Ich persönlich kann nur aus Medienberichten darauf reagieren.
Ich habe die Medienberichte zur Kenntnis genommen. Ich weiß nicht, ob uns
offizielle Berichte vorliegen. Es versteht sich doch von selbst: Angriffe
auf Journalisten sind strikt abzulehnen. Natürlich muss es immer das Recht
auf freie Berichterstattung und die Möglichkeit zur freien
Berichterstattung geben. Wenn Rechtsextremisten versuchen, sich eine so
schwierige humanitäre Situation für ihre politischen Ziele zunutze zu
machen, dann ist auch das strikt abzulehnen.

Alter: Wenn ich vielleicht noch einen Satz dazu ergänzen darf. Es ist in
Deutschland ein Prinzip und ein wichtiger Anspruch, den wir erheben, dass
das staatliche Gewaltmonopol bei den Behörden liegt und nicht durch
Einzelne ausgeübt werden kann, und zwar unabhängig davon, in welcher
Situation. Insofern ist auch die Haltung des Innenministeriums zu solchen
Vorgängen eine ganz klare.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI: Wie ist der Stand der Dinge bei der
Frage der möglichen Aufnahme von Flüchtlingen durch Kommunen? Warum ist das
bisher nicht möglich, wenn sich Kommunen bereit erklären, Flüchtlinge
aufzunehmen?

Alter: Der Stand ist derzeit unverändert. Wir kennen die Forderungen der
Kommunen und der Städte seit mehreren Monaten. Der Bundesinnenminister hat
diese Woche deutlich gemacht, dass er sich diesen Fragen sehr zeitnah
widmen will. Beim Treffen der Innenminister in Brüssel hat das noch keine
Rolle gespielt. Da ging es zunächst einmal um die Frage des Schutzes der
EU-Außengrenze. Derzeit finden laufend Gespräche zu diesem Thema statt, an
denen sich auch der Bundesinnenminister beteiligt. Er hat gesagt, er wird
sich dem zeitnah widmen. Das setzt er auch so um.

Zusatzfrage: Können Sie "zeitnah" präzisieren?

Alter: Nein, das kann ich im Moment noch nicht präzisieren.

Frage: Genau dazu, Herr Alter: Gilt das auch für die Aufnahme geflüchteter
Kinder? Ich frage heute noch einmal nach, weil beispielsweise der
Kinderschutzbund von einer Schande gesprochen hat und er die Europäische
Union, aber auch Herrn Seehofer auffordert, 7000 geflüchtete Kinder und
ihre Familien aufzunehmen. Gibt es da einen neuen Stand?

Vielleicht auch gleich die Frage an Herrn Seibert: Wird das womöglich am
Sonntag im Rahmen des Koalitionsausschusses von der Kanzlerin angesprochen?
Wir auch Ihr Minister, Herr Alter, daran teilnehmen und das thematisieren?

Alter: Zum ersten Teil Ihrer Frage: Auch da gibt es keinen anderen
Sachstand. Es gibt jetzt nicht unterschiedliche Sachstände für
unterschiedliche Personengruppen, sondern es geht insgesamt um die Frage
der Aufnahme von Menschen in Griechenland, die sich in prekären Situationen
befinden. Entscheidungen dazu sind noch nicht getroffen. Aber ich kann
Ihnen sagen, dass die Gespräche laufen und dass das nicht auf die lange
Bank geschoben wird.

StS Seibert: Es ist nicht üblich, dass der Regierungssprecher hier die
Tagesordnung des Koalitionsausschusses bekannt gibt. Das werde ich auch
heute nicht tun. Aber Sie können natürlich davon ausgehen, dass auch diese
sehr schwierige Lage in der Region ein Gegenstand des Nachmittags sein
wird.

Frage: Die Schilderung, die wir von Ihnen bekommen, ist die von in Konflikt
liegenden Rechtssituationen. Es ist aber auf Dauer nicht erträglich zu
sagen: Die Hüterin der Verträge ist die Kommission, wenn Grundrechte der
Verträge außer Kraft gesetzt werden.

Wir haben eine einflussreiche Bundeskanzlerin. Wir haben eine deutsche
EU-Kommissionspräsidentin. Warum gibt es dann nicht die Möglichkeit zu
sagen: "Wir priorisieren in dieser Situation das Recht der Flüchtlinge oder
der Schutzsuchenden, auf deren Rücken dieser Konflikt im Moment ausgetragen
wird"? Das ist doch die faktische Situation. Die Bundeskanzlerin hat 2015
sinngemäß gesagt: In einer solchen Situation muss auch die Humanität über
andere Prinzipien gesetzt werden. - Gilt dieses Prinzip nicht mehr?

Noch eine konkrete Frage an Herrn Alter: Wenn deutsche Polizeibeamte jetzt
in Konfliktlagen geschickt werden, gibt es da eine spezielle
Rechtsbelehrung? Denn zu sagen, sie arbeiten unter griechischem Recht -
wenn griechisches Recht europäisches Recht zumindest zeitweise außer Kraft
setzt -, das können Sie doch auch nicht gutheißen.

StS Seibert: Wir haben hier am Montag sehr ausführlich darüber gesprochen,
dass und warum 2020 und 2015 nicht so einfach gleichzusetzen sind. Ich
glaube, das müssen wir jetzt hier nicht wiederholen. Insofern gebe ich an
Herrn Breul, der für das Auswärtige Amt zu Ihrer Frage etwas zu sagen hat.

Breul: Herr Kollege, ich möchte Sie darauf hinweisen - um das
zurückzuweisen, was Sie in Ihrer Frage gleich zweifach wiederholt haben,
nämlich dass EU-Rechte außer Kraft gesetzt seien -, dass das nicht stimmt
und dass sich alle EU-Mitgliedstaaten beim Treffen der EU-Außenminister
heute noch einmal dazu bekannt haben, inklusive der griechischen Delegation
natürlich. Ich kann das für Sie gerne zitieren - das ist leider auf
Englisch; Sie wissen, in der GASP arbeiten wir auf Englisch und Französisch
-:

"In this regard, the EU and its Member States will take all necessary
measures, in accordance with EU and international law."

Da geht es um die Grenzfrage und - noch einmal - um das klare Bekenntnis
der gesamten Europäischen Union, Europarecht, EU-Grundrechte und natürlich
auch internationales Recht einzuhalten.

Zusatzfrage: Das bedeutet, das, was jetzt stattfindet, dass Asylsuchenden
kein geregeltes Asylverfahren angeboten wird, ist für Sie die Einhaltung
europäischen Rechts? Das haben Sie jetzt so gesagt.

Breul: Nein. Das, was ich gesagt habe, ist, dass völlig klar ist: Das
EU-Recht und internationales Recht sind nicht außer Kraft gesetzt.
Natürlich haben wir es mit einer besonderen Lage zu tun, wenn mehrere
Tausend Menschen auf einmal versuchen, sich an Grenzposten Zugang zu
verschaffen und womöglich illegal die Grenze zu überqueren. Herr Seibert
hat es gerade gesagt: Das ist ja auch nicht per Zufall geschehen, sondern
das war ein politisches Instrumentarium. - Selbstverständlich stellen sich
in dieser Situation andere Fragen als bei einem geordneten Grenzübergang
und müssen andere Maßnahmen ergriffen werden. Das heißt aber nicht, dass
EU-Grundrechte außer Kraft gesetzt sind. Das sind zwei Paar Schuhe.

Herr Alter hat vorgestern ausgeführt: Es müssen wieder geordnete
Verhältnisse geschaffen werden, um dann wieder zu geordneten Verfahren
zurückzukehren.

Das ist natürlich eine schwierige Lage. Wir sind in voller Solidarität mit
den Menschen, die wissentlich und willentlich in diese schwierige Lage
gebracht wurden. Das bedeutet aber nicht, dass man aufseiten der
griechischen Behörden schwierige Entscheidungen treffen muss, um dafür
geordnete Verhältnisse und Sicherheit zu sorgen.

Alter: Bevor ich Ihre Frage konkret beantworte, möchte ich noch einmal auf
die Erklärung hinweisen, die die Innenminister in Brüssel einstimmig
abgegeben haben. Es gibt ja viele Themen, bei denen auf europäischer Ebene
so schnell keine Einstimmigkeit hergestellt werden kann. Aber die Minister
der EU-Staaten haben sich auf eine Erklärung verständigt, die im
Wesentlichen besagt, dass die griechischen Behörden mit aller Kraft dabei
unterstützt werden, die europäische Außengrenze zu schützen, und dass - zum
Zweiten - die Zusammenarbeit auch mit der Türkei zu stabilisieren ist. Alle
27 Innenminister haben es entschieden abgelehnt - das ist ein ganz
wesentlicher Punkt -, dass politische Ziele auf dem Rücken von Migranten
und Flüchtlingen ausgetragen werden. Insofern gibt es da ein ganz klares
Bekenntnis der Innenminister.

Zu Ihrer konkreten Frage: Das ist natürlich ein Stück weit spekulativ,
weil, wie ich schon sagte, dieser Einsatz auf Anforderung der griechischen
Behörden noch nicht stattgefunden hat. Aber losgelöst von dieser
Einsatzsituation gibt es Prinzipien, die insbesondere auch hier in
Deutschland gelten. Für unsere Beamten ist klar, dass sie etwaige
rechtswidrige Anordnungen nicht befolgen müssen. Es gibt sogar die Pflicht,
dagegen zu remonstrieren. Diese Prinzipien werden für unsere deutschen
Beamten auch im Falle von Auslandseinsätzen nicht außer Kraft gesetzt. Sie
gelten für die Beamten auch dann.

StS Seibert: Ich möchte ganz gern noch etwas hinzufügen, weil Herr Breul
gerade zu Recht von den geordneten Verhältnissen gesprochen hat. Geordnete
Verhältnisse in der Migrationsfrage zwischen der EU und der Türkei sind
Verhältnisse, die der EU-Türkei-Vereinbarung entsprechen, die seit ihrem
Inkrafttreten 2016 positive Wirkungen sowohl für die Flüchtlinge, die in
der Türkei beherbergt werden, gebracht haben als auch was die Reduzierung
der Zahl der illegalen Migration betrifft.

Man liest zwar manchmal Falsches. Aber diese EU-Türkei-Vereinbarung ist
nicht befristet. Sie ist nicht mit einem Enddatum versehen. Beide Seiten
haben mit Blick auf die Krise in Syrien eine dauerhafte
migrationspolitische Zusammenarbeit vereinbart. Deswegen sollten Probleme
und zusätzliche Sorgen, die die Türkei, was Flüchtlinge und Migranten
betrifft, jetzt hat, im Rahmen dieser EU-Türkei-Vereinbarung besprochen und
gelöst werden. Das ist unsere Haltung.

Zusatzfrage: Herr Alter, wie verträgt sich das mit dem von Ihnen zitierten
einmütigen Satz der Innenminister, dass Konflikte nicht auf dem Rücken von
Flüchtlingen ausgetragen werden dürfen, genau dies aber jetzt stattfindet,
und zwar auch dadurch, dass gesagt wird, die Außengrenze abzuschotten hat
oberste Priorität? Das hat zur Folge, dass der Konflikt aktuell auf dem
Rücken der Flüchtlinge ausgetragen wird. Das steht im Widerspruch zu den
Worten des gemeinsamen Beschlusses. Wie kommen Sie da heraus?

Alter: Ich erkenne da keinen Widerspruch. Wenn Sie das so beschreiben, dann
wäre ja die einzige Konsequenz aus dieser Situation, die europäische
Außengrenze für alle, die kommen, zu öffnen. In diesem Spannungsfeld
befinden wir uns derzeit.

Einerseits gibt es das klare Bekenntnis und auch die gemeinsame
Zielrichtung aller europäischer Mitgliedstaaten, dass die europäische
Außengrenze ihre Funktion erfüllen kann. Zu einem geordneten Verkehr an der
Grenze gehört, dass die Behörden darüber entscheiden können, wer einreist
und wer nicht. Die Situation vor Ort ist im Moment nicht so, als dass man
von dieser geordneten Situation ausgehen kann.

Andererseits - das ist etwas, was die Innenminister ganz klar kommentiert
haben - haben wir es mit einer Situation zu tun, die natürlich auch durch
Fehlinformationen entstanden ist, wo auch immer die ihren Ursprung haben.
Jedenfalls haben wir festgestellt, dass sich viele Tausend Menschen auf den
Weg in Richtung griechische Grenze gemacht haben, weil sie glaubten, die
Grenze sei für sie geöffnet.

Insofern ist das kein Widerspruch, sondern beide Dinge stehen
nebeneinander: einerseits ein klares Bekenntnis dafür, dass die Außengrenze
funktionieren muss, und andererseits aber auch ein klares, entschiedenes
Zurückweisen von Verhaltensweisen auf politischer Ebene, die sich den
Migrationsdruck in der Türkei zunutze machen, um politische Zielstellungen
zu erreichen.

Frage: Vor dem Hintergrund der konkreten Zustände an der griechischen
Grenze auf der europäischen Seite, was von hier aus schwer zu beurteilen
ist, weil man da noch nicht alle Erkenntnisse hat oder weil es Aufgabe der
EU-Kommission ist, ist meine Frage an Herrn Breul, auf welcher konkreten
Tatsachen- und Kenntnisgrundlage Bundesaußenminister Maas heute Morgen im
Deutschlandfunk-Interview gesagt hat, das Vorgehen dort sei verhältnismäßig
und angemessen. Sind in diese Einschätzung die Berichte von Kollegen und
NGOs, die hier zitiert worden sind, eingeflossen?

Breul: Ich kann gerne aus dem Interview zitieren. Der Außenminister hat
heute Morgen gesagt:

"Wir gehen davon aus - und das ist ja gestern gesagt worden -, dass alles
verhältnismäßig und sehr angemessen geschieht."

Er macht dann weiter mit der Unterstützung, die wir bereit sind,
Griechenland zu leisten. Das sind genau die beiden Schlüsselworte:
Verhältnismäßig und angemessen muss das sein, was da passiert. Das Recht
muss respektiert werden.

Natürlich hat der Außenminister auch mit seinem griechischen Kollegen über
dieses Thema gesprochen.

Ich glaube nicht, dass das als abschließende rechtliche Bewertung von
konkreten Vorgängen zu werten ist, sondern das ist noch einmal eine
Bestätigung dessen, was Herr Seibert und ich hier vorgetragen haben, dass
EU-Recht und internationales Recht gelten, dass da Verhältnismäßigkeit
vorherrschen muss und dass die Maßnahmen auch angemessen sein müssen. Daher
ist das, glaube ich, letztlich anders gesagt, aber genau so gemeint, wie
wir es hier gerade gesagt haben, nämlich das Bekenntnis, dass das Recht
natürlich einzuhalten ist.

Zusatzfrage: Das ist ja ein normativer Appell: Recht ist einzuhalten. -
Aber was gesagt wurde, ist: Es ist angemessen und verhältnismäßig. - Würden
Sie einen Anlass sehen, die Stellungnahmen, die Beobachtungen und
Schilderungen von Journalisten und NGOs in diese Bewertung einzupflegen?

Breul: Ja, natürlich nehmen wir die Berichte wahr. Herr Seibert hat gerade
auch gesagt, dass die EU-Kommission da an erster Stelle steht. Wir reden ja
hier nicht über eine deutsche Kontrolle griechischer Maßnahmen, sondern wir
reden über den gemeinsamen Schutz von EU-Außengrenzen in besonderer
Verantwortung von Frontex.

Natürlich werden wir im Nachhinein bewerten: Was ist alles vorgefallen?
Haben wir angemessen reagiert? Sind die richtigen Unterstützungsmaßnahmen
getroffen worden usw.? - Das ist eine Debatte, die durch die Äußerungen des
Ministers heute Morgen im Deutschlandfunk nicht abgeschlossen ist.

Frage: Herr Breul, Sie haben deutlich gemacht, dass Deutschland für eine
rechtliche Bewertung dessen, was da stattfindet, nicht zuständig ist.
Gleichzeitig haben Sie vor 15, 20 Minuten eine solche rechtliche Bewertung
angerissen. Sie haben vom Refoulement-Verbot gesprochen, das möglicherweise
in der Türkei nicht zum Tragen kommt. Das ist das Verbot der Abschiebung in
Folter und unmenschliche Behandlung, was in der Türkei, wie Sie sagten,
nicht das Problem wäre. Nun wissen auch Sie, dass das auch für
Kettenabschiebungen gilt, die dokumentiert sind, auch nach Afghanistan und
Syrien.

Zweiter Punkt. Sie haben auf die Entscheidung des EGMR zu Ceuta und Melilla
verwiesen, zu den spanischen Enklaven, die politisch gerade vielfach
zitiert wird. Aber zumindest in der rechtswissenschaftlichen Betrachtung
sind sich alle einig, dass der Schwerpunkt auf die Möglichkeit einer
legalen Antragstellung zu setzen ist, die in diesem Kontext gerade nicht
stattfindet.

Erste Frage: Habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie hier eine rechtliche
Bewertung abgeben wollten?

Zweite Frage: Wenn das so wäre, müsste die nicht anders ausfallen als mit
Ihren angerissenen Worten?

Breul: Das möchte ich zurückweisen. Ich habe hier keine rechtliche
Bewertung vornehmen wollen und auch nicht versucht, sie anzureißen. Ich
habe in Reaktion auf die Frage vom Kollegen ein Panorama der vielen
schwierigen rechtlichen Fragen aufgeblättert, die in diesem Kontext zu
beantworten sind, und gesagt, dass das beileibe nicht so einfach zu
beantworten ist, wie der Herr Kollege das getan hat - nicht mehr und nicht
weniger.

Frage: Ich habe noch zwei Nachfragen an Herrn Alter.

Erstens. Was die Zahlen angeht, wie viele Beamte im Einsatz sind: Können
Sie vielleicht noch einmal konkretisieren und nachreichen, wie viele im
Evros-Gebiet, also im griechisch-türkischen Grenzgebiet, eingesetzt sind?

Zweitens. Hat die Bundesregierung und hat das BMI Erkenntnisse darüber, ob
sich deutsche Identitäre, andere rechtsradikale Gruppen oder
polizeibekannte Einzelpersonen auf den Weg nach Griechenland gemacht haben,
um aus ihrer Sicht mit die Grenze zu schützen?

Alter: Zu Ihrer ersten Frage: Ich reiche da etwas nach; es gibt eine
Übersicht, in welchen Operationen und Einsätzen sich die deutschen Beamten
befinden.

Zum zweiten Teil: Darüber habe ich keine Erkenntnisse, das muss ich bei und
im Haus noch einmal prüfen lassen.

Zusatzfrage: Aus Österreich gab es bereits eine "Reisegruppe", die das laut
eigenen Angaben getan hat. Inwiefern ist das Innenministerium beunruhigt,
dass möglicherweise auch aus Deutschland - es gibt auch entsprechende
Ankündigungen in Social Media - Reisen dorthin stattfinden sollen?

Alter: Noch einmal: Ich habe keine Erkenntnisse darüber, dass solche Reisen
stattfinden oder stattfinden sollen. Ich werde aber prüfen, ob unsere
Behörden möglicherweise einen anderen Stand haben; das will ich nicht
ausschließen. Wie wir als Bundesinnenministerium dazu stehen, habe ich
vorhin, glaube ich, auch schon einmal deutlich gemacht: Es ist aus unserer
Sicht so, dass gerade in solchen schwierigen Situationen oder eigentlich
generell ohne Einschränkung das staatliche Gewaltmonopol nur bei den
Behörden liegt und nicht bei Einzelpersonen - egal aus welcher Richtung
oder zu welchem Ziel Menschen sich entschließen, jetzt aktiv zu werden.
Insofern wird von unserer Seite strikt abgelehnt, dass Bürger versuchen,
behördliche Prozesse auf ihre eigene Verantwortung zu beeinflussen. Den
Sachstand liefere ich Ihnen aber gerne nach.

Frage: Herr Seibert und Herr Breul, Sie haben den Punkt der "geordneten
Verhältnisse" an der Grenze betont, und, Herr Alter, auch der
Bundesinnenminister hat ja deutlich gemacht: erst Ordnung, dann Humanität,
und das möglichst auf Grundlage des EU-Türkei-Abkommens. Dieses Abkommen
sieht aber meines Wissens auch vor - korrigieren Sie mich, wenn ich falsch
liege -, dass, wenn Flüchtlinge, die aus der Türkei kommen, ein
Asylbegehren stellen, geprüft wird, ob es zulässig ist - und wenn es das
nicht ist, kann es eben eine Rückführung geben. Insofern gehört es ja
irgendwie schon dazu, die Leute zunächst einmal anzuhören. Meine Frage ist:
Was tut denn die griechische Regierung oder was tut Deutschland -
gegebenenfalls mit einem Angebot an Unterstützung -, um geordnete
Verhältnisse an der Grenze auf griechischer Seite wiederherzustellen? Oder
ist die Ordnung nur auf türkischer Seite ein Thema?

Alter: Ich kann vielleicht beginnen. Ich habe eben schon einmal versucht,
es anzudeuten: In der Erklärung der Innenminister der EU-Staaten steht ja
ganz klar, in welche Richtung das Engagement gehen muss. Einerseits geht es
darum, die griechischen Behörden dabei zu unterstützen, unter den
Bedingungen, die nach unseren Standards gelten, den Schutz der
EU-Außengrenze zu gewährleisten. Andererseits ist ein wesentliches Ziel
darin beschrieben, die Zusammenarbeit mit der Türkei, also die
Zusammenarbeit zwischen der EU und der Türkei, insbesondere mit Blick auf
diese Grenze zu stabilisieren. In diesem Sinne werden jetzt Einzelmaßnahmen
besprochen und von den unterschiedlichen Ebenen auch eingeleitet.

Ein Beispiel für den Schutz der EU-Außengrenze ist etwa, dass Deutschland
sich an der personellen und materiellen Unterstützung beteiligt, nachdem
sich die griechische Regierung mit der Bitte um solche Unterstützung an
Frontex gerichtet hat.

Zusatzfrage: Das heißt aber, dass der Punkt, dass Leute ihr Asylbegehren
vortragen können, im Moment auch in den politischen Verhandlungen keine
Rolle spielt? Es ist also nicht so, dass man überlegt, an diesem
Grenzübergang eine Art Kontrollposten einzurichten, an dem Leute vortreten
und sagen können "Ich möchte gerne Asyl beantragen", was dann geprüft wird?
Ob eventuell zurückgewiesen oder reingelassen wird, ist dann ja
anheimgestellt. Das ist aber im Moment nicht vorgesehen, der Zustand bleibt
also auch nach einer Woche so erhalten?

Alter: Wissen Sie, man kann ja nur vor Ort bewerten kann, ob solche
Maßnahmen möglich sind. Das ist etwas, was von der aktuellen Situation
abhängig ist; man kann schlecht von Berlin aus beurteilen, ob das geht.
Jedenfalls hat die griechische Regierung gegenüber Frontex und damit auch
gegenüber uns Unterstützungsbitten geäußert. Wir haben uns entschieden,
diesen Unterstützungsbitten Folge zu leisten und uns daran zu beteiligen.
Alles Weitere muss man im Verlauf der Entwicklung und insbesondere auch in
Abhängigkeit der Situation vor Ort entscheiden; das kann man von hier aus
nicht tun.

Frage: Herr Seibert, es gibt jetzt vermehrt Stimmen - auch seitens der
Verteidigungsministerin zum Beispiel -, die fordern, weitere Sanktionen
gegen Russland einzuführen oder zumindest anzudrohen, damit sich die
russische Armee in Syrien bei den Bombardierungen in Idlib zurückhält. Wie
steht die Kanzlerin zu so einer Idee? Herr Breul, vielleicht können Sie
auch die Position des Außenministers dazu erläutern?

StS Seibert: Ich will vielleicht erst einmal für die Bundesregierung
grundsätzlich über die gestern zwischen Präsident Putin und Präsident
Erdogan erzielte Einigung auf eine Waffenruhe sprechen, die seit heute
Nacht um 0 Uhr gelten soll - das ist ja noch ein ziemlich frisches
Ereignis. Ich will sagen, dass die Bundesregierung diese Waffenruhe
begrüßt. Das ist eine gute Nachricht vor allem für die Zivilisten in Idlib,
die in größter Not leben. Sie können jetzt hoffentlich Atem schöpfen. Diese
Waffenruhe sollte es möglich machen, die Not dieser Menschen zumindest zu
lindern, denn die humanitäre Lage - das haben wir hier oft besprochen - ist
dramatisch. Die Bundesregierung ist bereit, noch mehr humanitäre Hilfe
beizutragen. Außenminister Maas hat dafür ja gerade weitere 100 Millionen
Euro dafür in Aussicht gestellt.

Wir hoffen, dass jetzt wieder ein effektiver und ein sicherer Zugang der
Hilfsorganisationen zu den Menschen möglich ist. Es ist gut, dass beide
Seiten, Russland und die Türkei, sich gestern zur sicheren humanitären
Hilfe für die Zivilisten von Idlib bekannt haben. Jetzt kommt es darauf an,
diese Einigung konsequent und transparent durchzusetzen, und zwar durch
Russland und die Türkei, aber vor allem auch durch das Assad-Regime. Jetzt
geht es um die Umsetzung dieses Abkommen, im Sinne der Menschen in Idlib.
Die Logik des Krieges ist jedenfalls teilweise erst einmal zurückgestellt,
und nun beobachten wir die weitere Entwicklung.

Zusatz: Das war jetzt nicht die Antwort auf die konkrete Frage zur Idee der
Sanktionen.

StS Seibert: Es ist die Antwort darauf, was jetzt unsere Priorität ist.

Breul: Ich glaube, zu den Sanktionen hatten wir hier am Mittwoch auch schon
ein bisschen gesprochen. Ich kann Sie auch noch einmal auf die eben schon
von mir zitierte Erklärung der EU-Außenminister aus Zagreb von heute Morgen
verweisen, die letztlich noch einmal das unterstreicht, was Herr Seibert
gerade auch vorgetragen hat. So viel vielleicht schon einmal
vorweggenommen: Sie werden das Wort Sanktionen in dieser EU-Erklärung auch
nicht finden. Jetzt ist es wichtig, dass die Vereinbarung umgesetzt wird.
Die Parteien werden wir an ihren Taten messen. Das gilt insbesondere auch
für Russland, das Einfluss in der Region hat - das hat es ja auch durch die
Vereinbarung von gestern noch einmal deutlich gemacht. Diesen Einfluss gilt
es jetzt auch bei der Umsetzung der UN-Resolution und bei der Rückkehr zu
einem politischen Prozess geltend zu machen; denn nur der politische
Prozess kann Frieden in Syrien bringen, und da sehen wir Russland jetzt
eindeutig gefordert.

Zusatzfrage: Darf ich die Frage dann vielleicht etwas anders stellen: Geht
die Bundesregierung davon aus, dass allein die Gespräche oder die Idee
einer zusätzlichen Sanktionierung Russlands dazu beigetragen hat, diese
Waffenruhe zu erreichen?

Breul: Das scheint mir eine etwas akademische Frage zu sein - das weiß ich
nicht, Sie müssten vielleicht die russische Regierung fragen, was sie dazu
bewogen hat, das Abkommen so mit der Türkei zu treffen, wie sie es gestern
getan hat. Wir jedenfalls denken: Das ist ein Schritt in die richtige
Richtung. Es ist wichtig, dass die Waffen schweigen; als nächstes ist
wichtig, dass den Menschen vor Ort humanitär geholfen wird; und dann ist
wichtig, dass wir zu einem politischen Prozess zurückkehren. Da ist auch
Russland ganz eindeutig in der Verantwortung.

Frage: Herr Seibert, sind die Pläne eines Treffens von Frau Merkel mit
Herrn Putin, Herrn Erdogan und Herrn Macron nach dem gestrigen Gespräch
immer noch aktuell?

StS Seibert: Die Bereitschaft, auch zu viert wieder ins Gespräch über einen
friedlichen, politischen Weg heraus aus dieser katastrophalen Situation in
Idlib zu kommen, besteht. Jetzt hat es zunächst einmal dieses wichtige
russisch-türkische Treffen mit der aus unserer Sicht wichtigen Einigung auf
einen Waffenstillstand gegeben. Das muss jetzt erst einmal umgesetzt
werden. Sie wissen, dass es Fragen gibt, die jetzt zwischen den beiden
Verteidigungsministerien in den nächsten Tagen überhaupt erst geklärt
werden sollen - wie genau das an der Autobahn M4 mit den gemeinsamen
Patrouillen zu laufen hat usw. Das heißt, wir werden das beobachten, aber
die grundsätzliche Bereitschaft der Bundeskanzlerin zu solchen Gesprächen
besteht.

Zusatzfrage: Sie haben früher mehrmals gesagt, dass die russische Seite
keine Bereitschaft gezeigt habe, an so einem Treffen teilzunehmen. Ist das
auch jetzt so, haben sie bis jetzt nicht geantwortet?

StS Seibert: Das, was ich vor dem russisch-türkischen Treffen gesagt habe,
habe ich nicht zurückzunehmen. Jetzt haben wir durch die erzielte Einigung
wieder eine neue Situation und müssen schauen, dass sie tatsächlich die
hoffnungsvollen Verbesserungen und Fortschritte für die Menschen in der
Region Idlib bringt.

Frage: Herr Seibert, Herr Breul, das ist ja nicht die erste Waffenruhe, die
für Syrien verabredet und wieder gebrochen worden ist. Gibt es von
deutscher Seite Pläne für eine Initiative zur Absicherung der Waffenruhe
durch die Einrichtung einer Flugverbotszone über Idlib, beispielsweise als
Vorstoß innerhalb der EU?

Breul Wir hatten uns ja kurz schon am Mittwoch darüber unterhalten, und ich
hatte hier - ich glaube, gegenüber einem Kollegen - die Einschätzung
abgegeben, dass sich die Mehrheitsverhältnisse und Vetomöglichkeiten im
VN-Sicherheitsrat nicht geändert haben. Das gilt auch heute. Der
Sicherheitsrat ist in dieser Frage blockiert. Wir haben Schwierigkeiten
genug gehabt, vor ein paar Wochen, den humanitären Zugang zu der Region
Idlib zu sichern. Das verdeutlich Ihnen, wie schwierig es da ist. Ich kann
mir im Moment nicht vorstellen, dass Russland, das den Russland dort
kontrolliert, einer internationalen Schutzzone zustimmen würde.

Ich glaube auch nicht, dass das eine Debatte ist, die uns in dem jetzigen
Kontext wirklich nach vorne bringt; denn wir haben jetzt einen
Waffenstillstand zwischen Russland und der Türkei ausgehandelt. Die beiden
Parteien sind in der Pflicht, das durchzusetzen. Was wir jetzt brauchen -
ich sagte es vorhin schon -, ist humanitäre Hilfe und dann vor allem die
Rückkehr zum politischen Prozess.

Frage: Ich möchte sicherheitshalber nur kurz fragen: War die Frau
Bundeskanzlerin in den letzten zwei Wochen telefonisch in Kontakt mit dem
tschechischen Ministerpräsidenten Babis, und wenn ja, wann?

StS Seibert: Wenn wir Informationen über Telefongespräche für die
Öffentlichkeit haben, dann geben wir sie heraus. Das ist in diesem Fall
nicht geschehen.

Zusatzfrage: Warum können Sie die Frage nicht beantworten? Es ist doch kein
persönliches Gespräch, sondern da geht es um ein politisches Gespräch
zwischen zwei Regierungschefs.

StS Seibert: Wir informieren über Telefonate, wenn es da etwas für die
Öffentlichkeit zu berichten gibt. Das ist der Grundsatz, und der gilt auch
in diesem Fall.

Zusatzfrage: Dann möchte ich kurz erklären, worum es mir genau geht: Es
geht um den Fall der CSU-Europaabgeordneten Monika Hohlmeier, die den
möglichen Interessenkonflikt von Herrn Babis untersucht. Er hat sie unter
anderem als "vollkommen irre" bezeichnet, und tschechische
Europaabgeordnete in ihrer Delegation als Volksverräter. Jetzt bekommt Frau
Hohlmeier Drohungen und fühlt sich auch von Herrn Babis bedroht. Die
Polizei musste sogar präventive Maßnahmen ergreifen. Deswegen wollte ich
fragen, was die Bundeskanzlerin zu diesem Fall sagt, weil sie selbst
mehrmals gesagt hat, dass alle gegen Populismus und Drohungen kämpfen
müssen.

StS Seibert: Ich kann diesen Fall, ehrlich gesagt, mangels
Detailkenntnissen nicht beurteilen. Aber was die Bundeskanzlerin darüber
gesagt hat, gilt natürlich: Sie hat sich grundsätzlich dazu geäußert, dass
Politiker jederzeit unbedrängt, unbedroht ihre Arbeit machen können müssen,
dass sie kritische Untersuchungen durchführen können müssen, ohne dass sie
da in irgendeine Form von Risiko geraten. Das gilt ganz grundsätzlich.

Frage: Zum Thema Coronavirus: An das Gesundheitsministerium und an das
Innenministerium: Was ist bei der Sitzung des Krisenstabs gestern
herausgekommen? Wurden irgendwelche neuen Maßnahmen beschlossen?

Nauber: Der Krisenstab hat in der Tat gestern getagt. Ich kann Ihnen sagen:
Es ging um die aktuelle Lage und um die Umsetzung der bisher gefassten
Beschlüsse.

Zusatzfrage: Können Sie das vielleicht noch ein bisschen konkreter
ausführen?

Nauber: Na ja, am Dienstag sind ja weitreichende Beschlüsse gefasst worden,
etwa zum Exportverbot und zur zentralen Beschaffung. Da ist vieles zu
klären. Sobald es etwas Neues gibt, werden wir Sie selbstverständlich
darüber in Kenntnis setzen.

Zusatzfrage: Zu den Testkapazitäten: Gibt es eine Empfehlung, ob sich
jeder, der das gerne möchte, auf Corona testen lassen sollte, oder ob das
nur Leute tun sollten, die in Kontakt mit möglicherweise Infizierten waren,
einfach um die Labore nicht zu überlasten oder ähnliches?

Nauber: Es gibt sehr konkrete Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts dazu.
Es ist ja auch so, dass sich jeder, der den Verdacht hat, dass er sich
möglicherweise infiziert haben könnte, zunächst einmal telefonisch melden
sollte und dann entsprechend dazu beraten wird.

Frage: An das für Sport zuständige Innenministerium und an das
Gesundheitsministerium: In den letzten Wochen sind ja bedeutende Messen wie
die Internationale Tourismus-Börse, die Leipziger Buchmesse und die
Hannover Messe abgesagt worden. Für die Fußball-Bundesliga gibt es bislang
noch keine Absagen wegen des Coronavirus. Können Sie uns sagen, warum Sie
beispielsweise die Leipziger Buchmesse als weniger gefährlich für die
Verbreitung dieses Virus einschätzen als neun Spiele der
Fußball-Bundesliga, zu denen jedes Wochenende eine halbe Million Menschen
in die Stadien gehen?

Alter: Ihre Fragestellung suggeriert, dass die Frage der Absage oder
Nichtabsage von Veranstaltungen eine Entscheidung des Krisenstabs sei. Wir
haben mit unserer Pressemitteilung nach der Entscheidung über die
Großveranstaltungen ja deutlich gemacht: Es gibt Empfehlungen des
Robert-Koch-Instituts für die zuständigen Behörden und natürlich auch für
die Veranstalter von entsprechenden Veranstaltungen, die der Krisenstab
gemeinsam beschlossen hat. Er hat empfohlen, dass diese Maßstäbe bei der
Bewertung des Risikos zur einzelnen Veranstaltung angelegt werden. Es
bleibt aber dabei - und das ist bisher in allen Fällen so gewesen -, dass
jeweils die Veranstalter und allenfalls die zuständigen Behörden in den
Ländern - ich weiß jetzt nicht ganz genau, inwieweit die jeweils beteiligt
waren - eine Entscheidung getroffen haben. Die Frage einer Absage einer
Veranstaltung wird jedenfalls nicht im Krisenstab und nicht auf Bundesebene
entschieden.

Zusatz: Das war auch nicht meine Frage. Meine Frage ist, warum Sie die
Fußball-Bundesliga weniger gefährlich einschätzen für die Verbreitung des
Coronavirus als beispielsweise die Leipziger Buchmesse.

Alter: Für die Leipziger Buchmesse gelten die Kriterien genauso wie für die
Bundesliga-Spiele. Insofern habe ich die Frage, glaube ich, beantwortet.
Die Entscheidung, ob eine Veranstaltung stattfinden kann oder nicht, ist
eine Entscheidung, die jeweils bezogen auf eine konkrete Veranstaltung vom
Veranstalter oder von der zuständigen Landesbehörde zu treffen ist.

Zusatzfrage: Dann gehe ich auf den konkreten Fall ein: Morgen Abend kommt
es zum Bundesliga-Spitzenspiel Mönchengladbach gegen Dortmund. Im
Einzugsbereich des Heimatvereins Mönchengladbach liegt der Kreis Heinsberg -
 Epizentrum für Coronavirusfälle in Nordrhein-Westfalen. Warum wird dieses
Spiel, wenn Zuschauer aus Heinsberg dorthin kommen, als unbedenklich
eingestuft?

Alter: Diese Entscheidung trifft der Veranstalter im Zusammenwirken mit der
örtlich zuständigen Landesbehörde. Mehr kann ich Ihnen dazu nicht sagen.

StS Seibert: Wenn ich das sagen darf: Wir sind doch in einer sehr
dynamischen Situation, die sich täglich beziehungsweise jedenfalls alle
paar Tage neu darstellt. Das, was bleibt, ist das ganz klare Ziel aller
staatlichen Maßnahmen, nämlich die Ausbreitung des Virus - die ja
stattfindet - einzudämmen und mit allen Möglichkeiten, die wir haben, zu
verlangsamen. Natürlich wird in dieser dynamischen Situation der Krisenstab
auch immer wieder neu auf zum Beispiel einzelne Fragen wie den Umgang mit
Großveranstaltungen und so etwas schauen. Das ist das, was ich Ihnen dazu
sagen möchte. Es gibt keine unumstößlichen Beschlüsse, die auf Wochen
hinaus feststehen. Wir werden auf die Ereignisse und auf die Ausbreitung zu
reagieren haben und manchmal auch vorausschauend zu handeln haben.

Zusatzfrage: Dann hätte ich in diesem Zusammenhang bitte noch eine Frage an
das Bundesjustizministerium: Gibt es für die Vereine der Fußball-Bundesliga
eine gesetzliche Handhabe, wenn die Spiele durch die öffentliche Hand
abgesagt werden, sich Einnahmeausfälle von dort ausgleichen zu lassen?

Keitel: Dazu habe ich im Moment keine Informationen. Wenn es so ist, würde
ich Ihnen die Antwort gegebenenfalls nachreichen.

Frage: Noch einmal an das BMG: Es gibt Medienberichte, dass der Krisenstab
bei seiner letzten Sitzung beschlossen habe, eine Art Sofortpaket mit 275
Millionen Euro für persönliche Schutzausrüstung, aber auch für eine
Informations- und Aufklärungskampagne der Bevölkerung zu schnüren. Können
Sie dazu etwas sagen? Es hieß in den Berichterstattungen dann auch - mit
vielen Ausrufezeichen -, dass sich der Bundestag nicht damit befassen
werde. Vielleicht können Sie auch zu diesem Aspekt - warum das nicht nötig
ist und wie ungewöhnlich das ist - einmal etwas sagen?

Eine zweite Frage, die vermutlich auch an das BMG, aber auch an das BMJV
geht: Es gibt eine Debatte darüber, ob man vielleicht Handystandortdaten
nutzen sollte, um Kontaktpersonen von Infizierten oder Erkrankten zu
lokalisieren. Inwieweit wäre das für Sie im BMG tatsächlich eine gute
Methode, um im Kampf gegen das Virus besser voranzukommen? An das BMJV: Wie
sieht denn da die rechtliche Bewertung aus?

Nauber: Der Krisenstab hat in der Tat am Dienstag - ich habe es vorhin
schon kurz erwähnt - unter anderem beschlossen, dass wir uns um eine
zentrale Beschaffung von Schutzausrüstung kümmern. Das läuft jetzt. Wir
sehen natürlich auch ein kontinuierliches Informationsbedürfnis der
Bevölkerung; dem werden wir unter anderem weiter durch Anzeigenkampagnen
gerecht werden.

Zu der letzten Frage kann ich Ihnen sagen, dass es solche Planungen nicht
gibt.

Keitel: Ich würde zu der Frage an das für den Datenschutz zuständige
Ressort, das BMI, abgeben.

Alter: Ich möchte, ehrlich gesagt, gar nicht so weit einsteigen, dass wir
uns diesbezüglich über rechtliche Fragestellungen unterhalten. Nach unserer
praktischen Erfahrung ist es so, dass wir mit der Auswertung von
Standortdaten von Mobilfunktelefonen die jeweilige Funkzelle bestimmen
können, in der sich ein Telefon zu einem bestimmten Zeitpunkt aufgehalten
hat. Aus dieser praktischen Erfahrung heraus ist es für mich schwer
vorstellbar, dass man daraus ableiten kann, wer mit wem Kontakt hatte und
wer nicht.

Zusatzfrage: An das BMG: Gibt es jetzt diese 275 Millionen Euro, die von
irgendwem bereitgestellt wurden, oder gibt es die nicht?

Nauber: Nach meiner Kenntnis gibt es die, aber weitere Details kann ich
Ihnen dazu jetzt, ehrlich gesagt, nicht nennen. Ich kann das nachreichen.

Zusatz: Das wäre sehr nett.

Frage: Herr Breul, das Auswärtige Amt hat soeben neue Reisehinweise für
Italien veröffentlicht. Können Sie kurz erklären, was davon jetzt genau neu
ist? Wenn ich das richtig verstanden habe, raten Sie jetzt von nicht
notwendigen Reisen unter anderem nach Südtirol ab. Warum?

Herr Alter, wieso überlasst die Bundesregierung den Veranstaltern, die ja
eigene ökonomische Interessen haben, die Entscheidung, ob ein großes
Fußballspiel stattfindet, das ja potenziell große Auswirkungen auf die
Gesundheit der Bevölkerung haben könnte?

Breul: Reise- und Sicherheitshinweisen: Ich kann Ihre Frage, ehrlich
gesagt, aus dem Stegreif nicht beantworten, weil die laufend aktualisiert
werden. Normalerweise wird darauf hingewiesen, wo Änderungen erfolgten. Sie
haben ja gerade schon darauf hingewiesen, dass jetzt wohl eine Änderung bei
Hinweisen zu Südtirol stattfand. Südtirol ist vom Robert-Koch-Institut als
Risikogebiet eingestuft worden. Es ist kein Automatismus, dass bei uns dann
die Reise- und Sicherheitshinweise so geändert werden, wie sie jetzt
geändert wurden, aber das ist ein Indiz dafür. Das wird im Krisenstab im
Auswärtigen Amt beraten und dann unter Berücksichtigung aller aktuell
verfügbaren Informationen entschieden. Das ist das, was ich im Moment dazu
sagen kann. Wenn ich noch mehr nachreichen kann, dann tue ich das gerne.
Wir versuchen die Reise- und Sicherheitshinweise aber immer auf dem Stand
zu halten, den wir haben, und da passieren laufend Änderungen.

Alter: Ich möchte gern noch einmal an das anknüpfen, was ich vorhin gesagt
habe: Der Krisenstab hat in seiner zweiten Sitzung Kriterien beschlossen,
anhand derer eine vergleichbare Einschätzung des Risikos von verschiedenen
Veranstaltungen möglich ist. Es bleibt aber dabei, dass dieser
Kriterienkatalog aus ganz unterschiedlichen Elementen besteht. Insofern ist
es auch sachgerecht, dass die Frage einer Absage einer Veranstaltung
jeweils am konkreten Einzelfall durchdekliniert wird. Wenn Sie allein
sozusagen das Kriterium von unterschiedlichen Belüftungsmöglichkeiten
sehen, dann ist eben eine Veranstaltung, die indoor stattfindet, die
schlechter belüftet ist, risikogeneigter als eine Veranstaltung, die im
freien stattfindet und die gut belüftet ist.

Allein aus diesem Beispiel ergibt sich schon ziemlich klar, dass man eine
solche Entscheidung schlecht zentral auf Bundesebene für alle möglichen
Veranstaltungen treffen kann. Man setzt vielmehr die Standards. Diese sind
gesetzt, und die jeweils zuständigen Landesbehörden und die Veranstalter
müssen die jeweilige Veranstaltung dann im konkreten Einzelfall behandeln.

Zusatzfrage: Herr Drosten, der ja, soweit ich weiß, auch die
Bundesregierung beraten hat, hat angeregt, dass Fußballspiele ausfallen
sollten. Spielen solche Experteninformationen keine Rolle? Sind Ihnen
einfach die Hände gebunden, sodass Sie rein rechtlich solche Schritte nicht
gehen können?

Alter: Zunächst einmal sind ja diese Kriterien nicht vom Himmel gefallen,
sondern es sind Empfehlungen des Robert-Koch-Institutes, kommen also von
entsprechend qualifizierter Stelle.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage - das haben wir hier in der vergangenen Woche
auch schon gesagt -: Es gibt natürlich eine Kompetenzverteilung innerhalb
des föderalen Aufbaus unserer Bundesrepublik. Wir sehen keine Veranlassung,
diese Kompetenzverteilung infrage zu stellen. Die Kompetenzen sind so
verteilt, dass die zuständigen Landesbehörden jeweils für eine konkrete
Veranstaltung eine Entscheidung treffen müssen.

Frage: Ich habe auch eine Frage an das Gesundheitsministerium. Der Virologe
Drosten von der Berliner Charité ist der Auffassung: Wenn die Regelung,
dass jemand nach Kontakt mit einem Infizierten und wenn Verdacht besteht 14
Tage lang in Quarantäne muss, auch bei Pflegepersonal oder Ärzten
eingehalten würde, würde früher oder später das Gesundheitssystem
zusammenbrechen. Einzelne Krankenhäuser wollen deshalb auch davon
abweichen, zum Beispiel indem man das Personal einfach täglich testet. Was
ist die Haltung des Gesundheitsministeriums dazu?

Nauber: Das Robert-Koch-Institut hat dazu heute Morgen im Pressebriefing
sehr ausführlich Stellung genommen. Grundsätzlich ist es ja so, dass das
RKI Empfehlungen abgibt, die dann vor Ort RKI jeweils der aktuellen Lage
angepasst werden. Diese Empfehlungen des RKI sind durchaus sehr
differenziert. Darauf ist Herr Professor Wieler heute Morgen auch noch
einmal sehr ausführlich eingegangen.

Zusatzfrage: Und Sie unterstützen das?

Nauber: Das Robert-Koch-Institut ist das dafür zuständige Bundesinstitut in
unserem Geschäftsbereich.

Frage: Meine Frage bezieht sich auch auf das Thema Veranstaltungen, richtet
sich aber an das Wirtschaftsministerium und womöglich das
Arbeitsministerium: Eine Branche, die jetzt besonders stark betroffen ist,
ist ja die Veranstaltungsbranche; denen purzeln in unglaublich rasanter
Geschwindigkeit die Aufträge weg. Ich weiß, dass sich der
Wirtschaftsminister geäußert hat, dass Sie Liquiditätshilfen, Bürgschaften
und Kurzarbeitergeld sozusagen als Instrumente ins Schaufenster gestellt
haben. Aber das sind ja Instrumente, die bereits bestehen, und die
Entwicklung nimmt in dieser doch recht personalintensiven Branche ja
rasante Geschwindigkeit an. Gibt es irgendeine Überlegung zu zusätzlichen
Instrumenten, die vor allem Dingen auch mit einem Zeitplan unterlegt sind,
sodass die Branche eine gewisse Planungssicherheit haben könnte?

Einhorn: Wie Sie schon sagten, hat sich der Wirtschaftsminister erst heute
im Interview in der "WirtschaftsWoche" noch einmal zur Lage des Coronavirus
und der Betroffenheit der Wirtschaft geäußert. Er hat noch einmal betont,
dass auch das BMWi - wie natürlich die gesamte Bundesregierung - alles
dafür tut, dass das Virus jetzt nicht flächendeckend die Wirtschaft trifft.
Er hat auch noch einmal betont, dass wir auf alle Szenarien, die hier schon
im Raum standen, vorbereitet sind und dann auch entsprechend kurzfristig
handeln können. Wir erstellen laufend Lagebilder, die sich jetzt besonders
mit der wirtschaftlichen Auswirkung des Coronavirus - den Auswirkungen auf
Lieferketten und eben auch auf einzelne Branchen, wie Sie es jetzt
angesprochen haben - befassen, um dann gegebenenfalls auch kurzfristig
reagieren zu können.

Bis dato ist es so, dass wir die von Ihnen schon angesprochenen Instrumente
haben, die ohnehin schon bestehen und den Unternehmen zur Verfügung stehen.
Das sind zum Beispiel Bürgschaften oder KfW-Betriebsmittelkredite, das sind
auch Exportbürgschaften - was jetzt natürlich die Veranstaltungsbranche
nicht so sehr betrifft - und das ist vom BMAS auch das Kurzarbeitergeld,
das den Unternehmen zur Verfügung steht. Über die Hotline, die wir im
Bundeswirtschaftsministerium für Unternehmen, die sich zu den Folgen des
Coronavirus erkundigen wollen, eingerichtet haben, haben wir die
Rückmeldung bekommen, dass diese Instrumente bisher noch ausreichen. Der
Minister hat heute aber auch gesagt, dass wir, wenn sich die Lage so
gestaltet, dass die Instrumente und der Umfang nicht mehr ausreichen,
natürlich auch darauf vorbereitet sind, das auszuweiten, zu
flexibilisieren, anzupassen und auch den Rahmen aufzustocken. Aber wie
gesagt, hier sind wir bisher noch nicht; bisher ist es so, dass die
bestehenden Instrumente noch ausreichen. Diese Instrumente können natürlich
von allen Unternehmen genutzt werden, auch von Unternehmen in der
Veranstaltungsbranche.

Schneider: Ich kann daran anknüpfen und das auch noch einmal bestätigen:
Für uns relevant ist, wie Sie auch schon sagten, das Thema Kurzarbeitergeld
- der Minister hat sich dazu schon mehrfach geäußert. Ich möchte noch
ergänzen, dass Regelungen ja nicht allein deshalb, weil sie schon vorher
bestanden, in diesem Fall per se schlecht sind oder nicht greifen. Es ist
vielmehr natürlich so, dass die Regelungen, die wir zum Thema Kurzarbeit
haben, bestehen und in Anspruch genommen werden können. Die BA berät dazu
auch, und es gibt auch Anfragen dazu. Insofern gibt es auch jetzt schon
Möglichkeiten der Hilfe. Sie wissen ja, dass es für den Minister auch die
Möglichkeit gibt, das per Ministerverordnung im Bedarfsfall - so weit sind
wir noch nicht - auszuweiten und von 12 auf 24 Monate zu verlängern.

Ich möchte auch noch anfügen, dass die Bundesregierung - das haben alle
meine Vorredner auch schon betont - natürlich auch in ständigem Austausch
ist, was mögliche und potenzielle Auswirkungen wirtschaftlicher Art
betrifft. Das bleibt so, und insofern wird man sehen, ob gegebenenfalls
weitere Maßnahmen nötig sind. Ich kann jedenfalls aktuell nichts davon
berichten.

Zusatzfrage: Zu dem "ob gegebenenfalls": Es ist für einen Unternehmen ja
relativ schwierig, wenn er "gegebenenfalls" oder "vielleicht" damit rechnen
kann, dass irgendetwas passiert. Deshalb meine Frage nach dem Zeitplan;
denn so jemand muss dann ja auch mit seiner Bank darüber sprechen, was
passiert. Ich sehe, dass es diese Instrumente gibt, aber für die
angesprochene Branche nimmt das Problem ja eine Größe an, die inzwischen
über das normale Maß hinausreicht, für das diese Instrumente ausgelegt
sind.

Schneider: Ja, aber die Instrumente, die es gibt, sind ja auch sehr
konkret, und die Unternehmen können schon jetzt bis zu zwölf Monate
Kurzarbeit in Anspruch nehmen. Das wird von den örtlichen beziehungsweise
den dafür zuständigen regionalen Bundesagenturen für Arbeit geprüft, an die
sich jeder wenden kann. Das sind konkrete Maßnahmen, die jetzt schon
bestehen und die über zwölf Monate bewilligt werden können. Es ist ja nicht
so, dass wir jetzt sagen: Wir haben ein Instrument für eine Woche. Es gibt
da vielmehr längerfristige Möglichkeiten, und es gibt für den Minister dann
eben auch die Möglichkeit, das per Ministerverordnung im Bedarfsfall zu
verlängern. Insofern sind wir da gut aufgestellt. Die BA hat ja auch
genügend Rücklagen; wir sind bei rund 25 Milliarden Euro Rücklage bei der
BA. Da sind also wirklich genügend finanzielle Mittel vorhanden, um hier
Hilfe zu leisten. Insofern würde ich sagen: Die bestehenden Regelungen sind
da und sie können in Anspruch genommen werden.

Einhorn: Das kann ich für das BMWi unterstützen. Wenn Sie Dinge wie
Liquiditätsprobleme oder Probleme solcher Art, die kurzfristig auftreten,
ansprechen, dann kann ich Ihnen sagen, dass es jetzt schon Instrumente wie
die KfW-Kredite gibt, die in Anspruch genommen werden können.

Bisher ist die Rückmeldung, die wir auch von den Unternehmen haben, die
auch die Hotline anrufen, die wir freigeschaltet haben, dass der Umfang
jetzt noch ausreicht. Sollte sich das ändern und sollte der Umfang nicht
mehr ausreichen, dann - das hat auch der Minister heute noch einmal betont -
 sind wir natürlich darauf vorbereitet, ganz kurzfristig auch solche
Instrumente und Programme auszuweiten. Aber, wie es die Kollegin schon
sagte, bisher gibt es die Instrumente. Sie greifen und helfen den
Unternehmen jetzt in solch einer akuten Lage natürlich noch einmal
vermehrt.

Frage: Herr Kuhn, zum Themenkomplex Wirtschaft und Coronavirus im Hinblick
auf den Koalitionsausschuss am Sonntag: Gibt es konkrete Erwägungen für ein
größeres Investitionsprogramm von bis zu 10 Milliarden Euro in diesem Jahr?

Kuhn: Der Regierungssprecher, Herr Seibert, hat schon darauf hingewiesen,
dass wir zur Tagesordnung von Koalitionsausschüssen keine Stellung nehmen.
Aber Sie können davon ausgehen, dass das Thema des Coronavirus natürlich
auch eine Rolle spielen wird. Der Minister hat sich in dieser Woche schon
mehrfach dazu geäußert. Die Kolleginnen haben auch schon gesagt, dass wir
derzeit schon ein ganzes Bündel von Maßnahmen für die Unternehmen haben.
Wenn es denn nötig werden sollte, stehen uns alle Mittel zur Verfügung - so
kann ich den Minister hier zitieren -, um einem weltweiten und auch
nationalen Abschwung entschlossen entgegenzuwirken.

Frage: Herr Alter, Sie sagten vorhin zweimal, es sei Sache des
Veranstalters, eine solche Veranstaltung, ein Spiel, abzusagen. Der
gastgebende Verein von morgen Abend, Borussia Mönchengladbach, sagt genau
das Gegenteil. Er sagt, er sei gar nicht befugt, ein solches Spiel
abzusagen, sondern das sei Sache der Behörden. - Wie ist es wirklich?

Wer trägt die Kosten im Falle einer solchen Spielabsage?

Alter: Jeder Veranstalter, der eine Veranstaltung plant, kann seine
Veranstaltung natürlich selbst auch absagen. Das ergibt sich zunächst
einmal aus der Sache selbst.

Was behördliche Befugnisse angeht, betrifft das die zuständigen
Landesbehörden.

Was die Frage der Kostentragungsmechanismen angeht, kommt es darauf an, wer
eine Veranstaltung abgesagt hat, ob sie durch die öffentliche Hand abgesagt
wurde oder durch den Veranstalter selbst.

Frage: Es gab zwar nur eine Pressemitteilung des Auswärtigen Amtes zu dem
Friedensdeal zwischen den Taliban und den USA. Mich würde aber
interessieren, inwieweit die Bundesregierung als Truppen stellende Partei
vorab über den Deal informiert worden ist. Gab es dazu Gespräche mit dem
Weißen Haus oder in Afghanistan selbst? Herr Seibert, gab es ein Gespräch
zwischen Herrn Trump und Frau Merkel? Hat die Kanzlerin vielleicht sogar
mit den Taliban telefoniert, wie Herr Trump es getan hat?

Was bedeutet das für den Abzug deutscher Truppen? Sie selbst haben in Ihrem
Statement von dem Kernpunkt und dem Zeitplan für den Abzug amerikanischer
Truppen gesprochen. Was ist mit den Deutschen? Wissen Sie schon, wann sie
rausmüssen?

StS Seibert: An wen richtet sich die Frage?

Zusatz: Die Frage zum Truppenabzug möchte ich an das BMVg richten. Aber ich
würde gern eine allgemeine Einschätzung, vielleicht auch von Frau Merkel,
zu dem Deal in Afghanistan bekommen und dazu, ob sie vorab oder
zwischenzeitlich über den Stand informiert wurde.

Collatz: Sehr gern beginne ich dann zum Thema der Mandatierung. Sie wissen,
dass derzeit die Mandatsverhandlungen für die Fortführung des Einsatzes in
Afghanistan laufen. Wir gehen so in die Verhandlungen, dass wir natürlich
auf alles eingestellt sind, was an Aufgaben dort noch auf uns zukommt. Das
ist zunächst der derzeitige Stand.

Wir stimmen uns natürlich eng mit unseren Partnern vor Ort ab, um den
Prozess, der zu einer stabilen Friedensordnung in Afghanistan hinführen
soll, zu begleiten. Wir starten mit der Aufstellung, die wir jetzt haben.
Wir haben etwa 1300 Menschen dort im Einsatz. Von dieser Basis startend,
sind wir in der Lage, uns flexibel an die Gegebenheiten vor Ort anzupassen.

Sie wissen, dass das Gewaltniveau in Afghanistan immer noch hoch ist. Wir
freuen uns über jede positive Entwicklung und werden sie natürlich
entsprechend begleiten, aber alles immer in Absprache mit unseren Partnern
und mit Blick auf die Aufgabe, die wir vor Ort wahrzunehmen haben. Deswegen
müssen wir flexibel auf die tatsächliche Lage vor Ort reagieren können und
sind mit dem Mandat, das jetzt angestrebt wird, gut in der Lage dazu.

Zusatzfrage: Nach dem Mandat hatte ich nicht gefragt. Beinhaltet dieser
Deal einen Abzugsplan für die deutschen Soldaten, und wann wollen Sie sie
abziehen?

Collatz: Über die Wahrnehmung der Aufgaben durch deutsche Soldatinnen und
Soldaten entscheidet die deutsche Seite.

Zusatzfrage: Ist im Deal die deutsche Frage enthalten, Herr Breul? Sind
deutsche Soldaten Teil dieses Deals?

Breul: Lassen Sie mich, wenn ich darf, mit dem Anschlag beginnen, der heute
in Kabul passiert ist. Dazu wollte ich ohnehin etwas sagen und bin froh,
dass Sie das Thema aufrufen, Herr Kollege. Diesen Anschlag verurteilen wir
auf das Schärfste. Dabei sind zahlreiche Menschen verletzt worden und zu
Tode gekommen, und das in einer Zeit, in der es intensive Bemühungen um
einen Verhandlungsprozess gibt. Derartige Gewalttaten sind darauf angelegt,
genau das zu verhindern. Dieses Ziel dürfen die Attentäter nicht erreichen.
Deutschland wird im Kampf gegen den Terrorismus weiterhin an der Seite
Afghanistans stehen. - Das kurz vorweg zu dem Anschlag von heute.

Wir standen, wenn ich mir, Herr Seibert, erlauben darf, diesen Teil der
Frage vom Herrn Kollegen vorwegzunehmen, natürlich mit den Amerikanern in
engem Kontakt zu deren Verhandlungen mit den Taliban. Wir waren keine
Verhandlungspartei. Darum können Sie davon ausgehen, dass einzelne Fragen
besprochen wurden, natürlich auch mit anderen Nato-Verbündeten, die eine
Militärpräsenz in Afghanistan haben, und dass andere Teile direkt zwischen
den USA und den Taliban liefen.

Wir haben uns zu dem Abkommen grundsätzlich geäußert. Wir haben gesagt: Das
ist ein wichtiger Schritt, aber es ist eben auch nur ein Schritt, weil es
Frieden in Afghanistan nur dann geben wird, wenn es einen innerafghanischen
Prozess dafür gibt. Die Taliban sind eine der Gruppierungen in Afghanistan,
aber nicht die einzige Gruppierung. Unsere Unterstützung in Afghanistan
zielt auf die afghanische Regierung. Das tut sie auch weiterhin. Wir
unterstützen sie dabei so, wie es geht, diesen Prozess jetzt in Gang zu
bringen und politische Fortschritte zu erzielen.

Die USA haben in dem Abkommen, das sie mit den Taliban geschlossen haben
als vertrauensbildende Maßnahme eine erste Reduktion der US-Truppenpräsenz
und der internationalen Truppenpräsenz verhandelt. Darüber stehen wir im
engen Austausch mit den USA und tragen diese erste Reduktion als Zeichen
der Unterstützung für den nun möglichen Friedensprozess mit. Das bedeutet
auch eine behutsame Anpassung unserer Präsenz. Es bedeutet jedoch nicht,
dass jeder Truppensteller einzeln mit gleicher Prozentzahl, wie sie die
Amerikaner angekündigt haben, reduziert. Für die konkrete Ausgestaltung
stehen wir als Rahmennation Nord in engem Austausch mit unseren 21 Partnern
im Norden.

Ich darf, Herr Kollege, noch darauf verweisen, dass sich der Außenminister
nicht nur am Wochenende mit Statements geäußert hat, sondern dass er auch
eine Rede im Bundestag gehalten hat, in der er auf diese Aspekte für unsere
zukünftige Präsenz und ein zukünftiges Mandat eingegangen ist. Daraus
möchte ich nur noch einmal hervorheben, dass es aus unserer Sicht wichtig
ist - der Kollege hat es gerade schon gesagt -, dass es eine dynamische
Entwicklung ist und wir weiterhin flexibel handeln können müssen. Deshalb
soll aus unserer Sicht die Obergrenze in Höhe von 1300 deutschen
Soldatinnen und Soldaten bis zum 31. März 2021 unverändert bleiben.

StS Seibert: Ich will wirklich nur noch eines hinzufügen. Denn die Kollegen
haben alles Wichtige gesagt.

Bei den Verhandlungen zwischen den Taliban und der afghanischen Regierung,
die jetzt wichtig sind, kommt es uns sehr darauf an, dass dabei auf dem
aufgebaut wird, was Afghanistan in den letzten Jahren im Sinne von
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten erreicht hat.

Frage: Herr Breul hat eben die Möglichkeiten angesprochen, von deutscher
Seite mit der afghanischen Regierung in Kontakt zu treten. Ein kritischer
Punkt scheint zu sein, dass in dem Deal zwischen den Taliban und den USA
die Freilassung von, so meine ich, 5000 Gefangenen seitens der afghanischen
Regierung vereinbart wurde. Wie kann das realisiert werden? Allgemein wird
bezweifelt, dass das innerhalb eines kurzen Zeitraumes möglich ist.

Breul: In der Tat hat sich die afghanische Regierung kritisch zu diesem
einen Aspekt der Absprachen zwischen den USA und den Taliban geäußert. Es
geht dabei vor allem um den Zeitpunkt eines Gefangenenaustausches. Die
afghanische Regierung strebt diesen für die Zeit nach Beginn der
innerafghanischen Verhandlungen an, während die Taliban ihn als
Vorbedingung sehen. Das ist Teil der Gespräche, die gerade stattfinden, und
es zeigt, wie schwierig eine Verständigung ist. Hierzu wird es in den
nächsten Tagen weiterhin intensive Gespräche geben müssen, die hoffentlich
das Ergebnis haben, dass man einen Kompromiss erzielt und wir mit dem
innerafghanischen Friedensprozess beginnen.

Freitag, 6. März 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 6. März 2020
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FRAUEN/826: Gewaltschutz muss in allen kommunalen Unterkünften Standard werden (Flüchtlingsrat Niedersachsen)

Flüchtlingsrat Niedersachsen - 7. März 2020

Internationaler Frauen*kampftag - #RiotstattRosen

Gewaltschutz muss in allen kommunalen Unterkünften Standard werden:

Flüchtlingsrat Niedersachsen stellt Forderungen für menschenwürdiges Wohnen
vor



Anlässlich des Internationalen Frauen*kampftages am 08. März 2020 fordert
der Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. von der Landesregierung und den
Kommunen, Maßnahmen für eine menschenwürdigere und schützende Unterbringung
zu ergreifen und dabei den besonderen Schwerpunkt auf die Bedarfe von
Frauen* und Mädchen zu legen.

Laura Müller, Expertin für Fragen des Gewaltschutzes beim Flüchtlingsrat
Niedersachsen:

• "In der täglichen Arbeit und Beratung wird immer wieder deutlich,
dass sowohl die Ansprache und die Verwirklichung der Rechte von
geflüchteten Frauen* als auch der Schutz vor Gewalt noch immer unzureichend
sind."

• "Frauen* und Kinder sind neben Krieg und Verfolgung auch von
geschlechtsspezifischer Gewalt bedroht. Wenn sie in Deutschland ankommen,
sind sie häufig traumatisiert aufgrund von Gewalterlebnissen im Heimatland
und auf der Flucht. In einer Flüchtlingsunterkunft sollen sie Schutz
erfahren, zur Ruhe kommen und die nötige psychosoziale Hilfe bekommen, die
sie brauchen. Das ist vielfach nicht der Fall."

• "Der Aufenthalt von geflüchteten Frauen* und Mädchen in den
Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes oder in Sammelunterkünften der
Kommunen muss so kurz wie möglich gehalten werden. Ein Wohnen und Leben in
Würde ist nur in eigenen vier Wänden möglich."

Die Forderungen des Flüchtlingsrats Niedersachsen im Einzelnen:

• Gemeinschaftsunterkünfte für Geflüchtete in den Kommunen müssen
schnellstmöglich aufgelöst werden. Sie sind strukturell gewalt- und
konfliktfördernd. Frauen* und Mädchen sind diesen Bedingungen am stärksten
ausgesetzt.

• Bei der Unterbringung sind stets geschlechtsspezifische Belange
sowie die Wünsche der geflüchteten Frauen* zu berücksichtigen.

• In allen Flüchtlingsunterkünften müssen Mindeststandards zum Schutz
von geflüchteten Frauen* entwickelt und konsequent umgesetzt werden.
Verbindliche einrichtungsspezifische Schutzkonzepte sind vor Ort zu
entwickeln.

• Der Gewaltschutz muss konzeptionell und fachlich bei den Trägern und
Betreibern von Unterkünften verankert werden.

• In den Unterkünften müssen Strukturen aufgebaut werden, die die
Selbstermächtigung und Autonomie insbesondere von geflüchteten Frauen*
stärken.

• Frauen* und Kindern mit besonderem Schutzbedarf gemäß
EU-
Aufnahmerichtlinie (2013/33/EU)[1] ist vorrangig der Auszug aus kommunalen
Sammel- und Gemeinschaftsunterkünften in eigene Wohnungen zu ermöglichen.

• Die Aufenthaltsdauer in den niedersächsischen
Erstaufnahmeeinrichtungen ist so kurz wie möglich zu halten. Wir fordern
die niedersächsische Landesregierung auf, auch Frauen* und Mädchen, die
unter die Dublin-Regelung fallen oder aus den sogenannten sicheren
Herkunftsstaaten [2] kommen, schnellstmöglich in den Kommunen
unterzubringen.


Anmerkungen:

[1] Zu den besonders schutzbedürftigen Personen zählen nach der
EU-Aufnahmerichtlinie u.a. alle Minderjährigen, alle Schwangeren, alle
Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern, alle Opfer des
Menschenhandels, alle Personen mit schweren körperlichen Erkrankungen, alle
Personen mit psychischen Störungen und Personen, die Folter, Vergewaltigung
oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt
erlitten haben, wie z. B. Opfer der Verstümmelung weiblicher Genitalien.

[2] Dazu zählen qua Gesetz Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana,
Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien, Senegal und Serbien.

Hintergrund:

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen führt im Rahmen seines Projekts AMBA 2 zu
den Aufnahmebedingungen für Geflüchtete in Niedersachsen Workshops zur
"Einführung Gewaltschutz in Flüchtlingsunterkünften" durch (Zielgruppe:
Sozialarbeiter_innen und weitere Personen, die in einer
Gemeinschaftsunterkunft in Niedersachsen arbeiten)

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen ist Teil des Hannoverschen
Frauenbündnisses zum Internationalen Frauentag. Das Bündnis hat erneut eine
gemeinsame Zeitung anlässlich des Internationalen Frauen*kampftages am 08.
März 2020 herausgegeben.

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2020/03/Ztg_Frauenbuendnis_20_neu_WEB.pdf

 * 
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FRAUEN/825: Lateinamerika - Feministische Kämpfe in der Hochburg des Patriarchats (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika: Feministische Kämpfe in der Hochburg des Patriarchats

von María García Arenales

Drei große Themen zum 8. März: Straffreie Abtreibung, ökonomische
Gleichstellung der Geschlechter und ein Ende der Gewalt gegen Frauen



(Montevideo, 7. März 2020, la diaria).- Weltweit gilt Lateinamerika als die
Region mit der massivsten Frauen*unterdrückung. Sexistische Gewalt,
Frauen*morde und restriktive Abtreibungsgesetze vertiefen das Machtgefälle
zwischen den Geschlechtern. Aufgrund der gesellschaftlichen und politischen
Umbrüche in mehreren lateinamerikanischen Ländern (Argentinien, Bolivien,
Chile, Kolumbien, Ecuador, Mexiko und mit dem Regierungswechsel nun auch
Uruguay) werden in diesem Jahr besonders große 8.-März-Demos erwartet, die
die Forderungen der Frauen* deutlich auf den Punkt bringen. "Lateinamerika
ist ein sehr vielfältiger Kontinent, und doch bestehen vielerorts dieselben
Probleme. Ich denke, die drei großen Themen werden sein: Bedingungslose
Straffreiheit für Schwangerschaftsabbrüche, ökonomische Gleichstellung der
Geschlechter und die Beendigung der Gewalt gegen Frauen*, so Virginia
Beaudoux, Expertin für politische Kommunikation und genderbewusstes
Lenkungsmanagement, im Gespräch mit la diaria. Nach Angaben der
Beobachtungsstelle für Geschlechtergleichheit der Wirtschaftskommission für
Lateinamerika und die Karibik CEPAL wurden im Jahr 2018 in Lateinamerika
3.529 Femizide registriert, wobei davon auszugehen ist, dass die
tatsächliche Zahl erheblich höher ist. Den offiziellen Angaben zufolge
beträgt die Femizidrate (ausgehend von jeweils 100.000 Einwohner*innen) in
El Salvador 6,8, Honduras 5,1, Bolivien 2,3, Guatemala 2 und in der
Dominikanischen Republik 1,9.

Schwangerschaften von Mädchen und Jugendlichen

Ein weiteres Problem der Region Lateinamerika/Karibik ist die hohe Zahl
sogenannter Teenager-Schwangerschaften aufgrund der unzureichenden
Sexualaufklärung und der fehlenden Verütungsmittel. Mit über 12%, laut
CEPAL, sind hier Schwangerschaften von Mädchen und Jugendlichen fast so
häufig wie in den Ländern südlich der Sahara, wo Schwangerschaften
Minderjähriger weltweit am weitesten verbreitet sind. Es handelt sich
mehrheitlich um ungeplante Schwangerschaften, die das Leben der
Jugendlichen, den Schulbesuch oder den Eintritt in den Arbeitsmarkt enorm
beeinträchtigen und den Aufbau der wirtschaftlichen Unabhängigkeit
langfristig erschweren. Das Institut Guttmacher, spezialisiert auf
reproduktive Rechte, gibt an, dass in der Region Lateinamerika/Karibik 4,4%
der Frauen zwischen 15 und 44 einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen. Die
Rate liegt hier somit höher als in irgendeinem anderen Land der Welt. In El
Salvador, Honduras, Nicaragua, Haiti und der Dominikanischen Republik sind
Abtreibungen bis heute unter allen Umständen verboten und werden mit
Gefängnisstrafen belegt. Die einzigen Länder, in denen
Schwangerschaftabbrüche in den ersten Wochen durchgeführt werden dürfen,
sind Uruguay, Kuba, Guayana, Französisch-Guayana, Puerto Rico sowie
Mexiko-Stadt und der Bundesstaat Oaxaca. Im Rest des Landes bestehen
entsprechend den Gesetzgebungen der Bundesstaaten unterschiedliche
Regelungen. Tausende Frauen greifen daher auf unsichere und unsachgemäße
Methoden zurück und riskieren dadurch ihr Leben.

Die Hälfte der Frauen hat kein eigenes Einkommen

Auch was die ökonomische Gleichstellung der Geschlechter betrifft, steht
der Region noch ein ordentliches Stück Arbeit bevor. Laut CEPAL verfügen
50% der Frauen nicht über ein eigenes Einkommen bzw. verdienen unterhalb
des Mindestlohns. Die Hälfte der Frauen hat also kein eigenes Geld oder
zumindest nicht so viel, dass es zum Leben reicht. Frauen widmen
unbezahlten Tätigkeiten mehr als doppelt so viel Zeit wie Männer, obwohl
sie in den letzten Jahren zunehmend in den Arbeitsmarkt aufgenommen werden.
"Geschlechtergleichheit kann es nur geben, wenn die Care-Tätigkeiten, ob
bezahlt oder unbezahlt, gleichmäßiger verteilt werden. Hausarbeit wird
automatisch immer als Frauenarbeit angesehen. Dadurch werden Frauen vom
Arbeitsmarkt und von der beruflichen Weiterentwicklung ausgeschlossen",
erklärt uns Lucía Scuro, Leiterin des Ressorts Soziales in der
CEPAL-Abteilung für Genderfragen. "Hier sind politische Maßnahmen nötig,
damit die ungerechte Belastung der Frauen mit den häuslichen Aufgaben ein
Ende hat".

Politische Teilhabe

Durch die Einführung von Quotenregelungen und Geschlechtergleichheit bei
Kandidaturen hat sich in diesem Bereich in den letzten Jahren tatsächlich
einiges getan. Nach CEPAL-Angaben von Mai 2018 liegt die Region
Lateinamerika/Karibik hinsichtlich der Beteiligung von Frauen in
gesetzgebenden Organen mit 29,8% weltweit am höchsten. In Bolivien, Mexiko,
Costa Rica und Ecuador sitzen mit 40% bis 50% mehr Frauen in den
Parlamenten als jemals zuvor, trotzdem wäre es verfehlt, von paritätisch
geführten Regionen zu sprechen. In anderen Ländern liegt die Präsenz von
Frauen außerdem bei unter 30%, in Uruguay zum Beispiel nur bei 20%. "In
den letzten drei Jahrzehnten fanden insgesamt 40 Wahlreformen in insgesamt
17 lateinamerikanischen Ländern statt; die Regelungen sind nicht
einheitlich. In einigen Ländern werden der Zugang und die Registrierung der
Kandidaturen paritätisch vorgenommen, dazu zählen Argentinien, Bolivien,
Costa Rica, Ecuador, Honduras, Mexiko und Peru, trotzdem sind die
Parlamente nicht paritätisch besetzt" so Flavia Freidenberg vom Institut
für Rechtsforschung an der Universidad Nacional Autónoma de México. "Dass
Frauen sich in der Politik beteiligen und repräsentative Funktionen
übernehmen, muss aktiv gefördert werden, und das passiert hier nicht",
ergänzt Freidenberg, Aktivistin des Politologinnen-Netzwerks #NoSinMujeres.
Außerdem gibt es in der gesamten Region nur eine einzige Frau, die den
obersten Regierungsposten innehat, und zwar in Trinidad und Tobago. Von
Geschlechtergleichheit in der Region Lateinamerika/Karibik kann also noch
keine Rede sein, aber in den letzten Jahren konnten immerhin entscheidende
Fortschritte erzielt werden. "Seit der Erklärung von Beijing zur Förderung
der Rechte von Frauen im Rahmen der Weltfrauenkonferenz 1995 bis heute gab
es in der Region hinsichtlich der Geschlechtergleichheit auf jeden Fall
Fortschritte, vor allem auf institutioneller Ebene", betont Scuro. "Die
meisten Länder haben irgendeine Art von Gleichstellungsstelle, und das ist
immerhin schon ein Fortschritt hinsichtlich der rechtlichen Situation und
auch zur Verbreitung des Genderthemas". Außerdem wurden umfassende Gesetze
gegen geschlechtlich motivierte Gewalt verabschiedet, die sich auf
Prävention, Unterstützung und Sanktionierung der Verbrechen beziehen. In
den letzten Jahren wurden auch verstärkt Institute für die statistische
Erfassung gegründet: "Dadurch konnten wir eine höhere Sensibilisierung
hinsichtlich des Problems erreichen und alle relevanten Informationen
bündeln und diese an die politischen Instanzen weiterleiten".

Zahlreiche Großdemonstrationen erwartet

Außerdem haben in den letzten Jahren Frauen vermehrt das Schweigen
gebrochen und fordern nun lautstark Chancengleichheit und rechtliche
Gleichstellung: Die Bewegung umfasst indigene Frauen, die ihr Land
verteidigen, genauso wie die argentinische Ni Una Menos-Bewegung [1], der
sich Frauen in zahlreichen Ländern angeschlossen haben, und das berühmte
chilenische Kollektiv Las Tesis, das mit ihrer Performance "Un violador en
tu camino"/"Ein Vergewaltiger auf deinem Weg" international bekannt
geworden ist. Dass der feministische Kampf nicht mehr aufzuhalten ist, wird
sich später erneut in den zahlreichen Großdemonstrationen in unserer Region
zeigen. Argentinien wird komplett in grün getaucht sein, und man hofft,
dass die Straffreiheit von Schwangerschaftsabbrüchen wie von Präsident
Alberto Fernández versprochen in diesem Jahr in die Praxis umgesetzt wird.
In Mexiko wurde für den kommenden Montag zum landesweiten Frauenstreik
aufgerufen - als Antwort auf die Gleichgültigkeit des Präsidenten Andrés
Manuel López Obrador gegenüber den Frauen*morden und seine Aussage, schuld
sei nun mal der Neoliberalismus.

Übersetzung: Lui Lüdicke


Anmerkung:

[1] Ni una Menos: Im Jahr 2015 in Argentinien gegründete feministische
Bewegung gegen Gewalt an Frauen und Femizide. Das aktivisteische Netzwerk
ist ein wichtiges Sprachrohr der feministischen Bewegungen in ganz
Lateinamerika. Inzwischen gibt es Ni una Menos in allen Ländern
Lateinamerikas, in Asien und Europa.
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GEWERKSCHAFT/336: "Sorgearbeit ist nicht nur Frauensache!" (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 8. März 2020

GEW: "Sorgearbeit ist nicht nur Frauensache!"

Bildungsgewerkschaft zum "Frauenstreiktag": Aufgaben zwischen den
Geschlechtern gerecht verteilen



Frankfurt a.M. - Für eine Umverteilung der Sorgearbeit, die Gerechtigkeit
zwischen Frauen und Männern schafft, spricht sich die Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW) mit Blick auf den "Frauenstreiktag" aus.
"Frauen leisten den mit Abstand größten Teil der familiären Pflege- und
Sorgearbeit. Das muss sich dringend ändern", sagte Frauke Gützkow,
GEW-Vorstandsmitglied für Frauenpolitik, am Sonntag in Frankfurt a.M. Eine
Studie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der
Hans-Böckler-Stiftung aus dem Jahr 2017 komme zu dem Schluss, dass 18- bis
64-jährige Frauen in Deutschland 2,4mal so viel Zeit in unbezahlte
Fürsorgearbeit und 1,6mal so viel in Hausarbeit investieren wie Männer.
"Damit schultern Millionen Frauen unentgeltlich gesellschaftlich wichtige
Arbeit."

"Eine Umverteilung zwischen den Geschlechtern klappt nur, wenn weniger Zeit
für Erwerbsarbeit eingesetzt werden muss. Dann steht mehr Zeit für
Sorgearbeit zur Verfügung", betonte Gützkow. Sie sprach sich für eine
deutliche Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich aus. "Die GEW hat
das ganze Leben im Blick: Zeit für die Erwerbsarbeit, Zeit für die
Sorgearbeit und die Pflege von Freundschaften, Zeit für politisches
Engagement und Zeit für sich selbst", betonte die frauenpolitische
Expertin.

Mit der Forderung nach einer Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich
teile die GEW eine zentrale Forderung des bundesweiten
Frauenstreik*bündnisses, das heute zu einem "Feministischen Streik" sowie
zahlreichen Veranstaltungen aufruft. "Zu sehen, dass viele lokale und
überregionale Bündnisse für die Rechte der Frauen aktiv sind, ist eine gute
Nachricht. Wir freuen uns, mit ihnen an einem Strang zu ziehen", erklärte
Gützkow. "Im Schulterschluss von frauenpolitisch aktiven
Gewerkschafterinnen und feministischen Gruppierungen erreichen wir mehr
Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern." Der Bundesfrauenausschuss der
GEW ruft zur Unterstützung der bundesweiten Aktionen auf. "Lasst uns mit
den Aktivist*innen vom Frauen*streik solidarisch zusammenstehen", hoben die
GEW-Frauen hervor. Sie bitten die Mitglieder der Bildungsgewerkschaft, sich
unter dem Motto "Wenn Frauen* streiken, steht die Welt still!" mit eigenen
Aktivitäten zu beteiligen.

Info: Unter anderem sind in Rostock, Halle, Hannover, Göttingen,
Frankfurt a.M., Nürnberg und Augsburg Demonstrationen und Veranstaltungen
geplant. Im vergangenen Jahr gingen nach Schätzung der
Frauen*streikbündnisse bundesweit 75.000 Menschen auf die Straßen - eine
Rekordzahl.

Hier finden Sie den Beschluss des GEW-Gewerkschaftstages von 2017 "Zeit zu
leben - Zeit zu arbeiten".

https://www.gew.de/fileadmin/media/publikationen/hv/GEW/GEW-Beschluesse/Beschluesse_GT_2017/1__Allgemeine_Gewerkschafts-_und_Gesellschaftspolitik/1.9_Zeit_zu_leben_FV.pdf

 * 
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SCHACH-SPHINX/07204: Reicher gewordene Sprache (SB)

Wer aufmerksam die Literatur der letzten Jahrzehnte durchgeht, wird
finden, daß die Schachkunst immer wieder und gerne zur
Charakterisierung bestimmter Personen herangezogen wird. Aussprüche
wie, er besitzt die Denkerstirn eines Schachspielers, oder, seine
Konzentrationsfähigkeit sei nur mit einem Meister der Schachkunst zu
vergleichen, lassen sich zuhauf entdecken. So hat das Schach in der
Literatur seinen festen Platz in den Redewendungen eingenommen.
Natürlich dürfen Formulierungen wie, man habe jemanden mattgesetzt -
auch wenn im ganzen Buch nicht eine einzige Partie gespielt wird -
nicht unerwähnt bleiben. Und es sind nicht nur die Politiker, die von
Pattsituationen sprechen. Im Sport taucht die Floskel von der Rochade
auf, wenn Spieler ihre Positionen oder den Verein wechseln. Einen
guten Schachzug hat auch der Hauptkommissar zur Hand, wenn er den
Verbrecher der Tat überführt. Und Bauernopfer müssen auch in der
Wirtschaft gebracht werden, damit sie wieder florieren kann. Die Welt
des geschriebenen und gesprochenen Wortes wäre ärmer, gäbe es das
Schach nicht. Im heutigen Rätsel der Sphinx nützten Weiß all diese
Begriffe nichts, denn er stand auf verlorenem Posten, Wanderer.
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Gasseholm - Poulsen

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Von Ruhm läßt sich nicht zehren, und schon gar nicht vom geborgtem
leben. Das Königsgambit war früher eine großartige Waffe in den Händen
gewiefter Taktiker, man muß mit dieser Klinge jedoch umzugehen
verstehen. Weiß verstand es jedenfalls nicht: 1...Te8xe5! 2.Dg5xg3 -
2.f4xe5 e3-e2! 3.Dg5xg3 Df7-f1+ 4.Kc1-b2 e2-e1D verliert ebenfalls -
2...Df7-a2! und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 16. Februar 2007
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